
ÖVP bewirbt jetzt die 
Asyleinwanderung!
Innenminister informiert Illegale über „korrekten Zuzug“ in unseren Sozialstaat

Mehr Menschen im Land, Mehr Menschen im Land, 
aber weniger Arbeitskräfteaber weniger Arbeitskräfte
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PARLAMENT

Nach ÖVP-Kanzler Karl Neham-
mer glänzte auch die „Kurz-Er-
finderin“, Niederösterreichs 
ÖVP-Landeshauptfrau Johanna 
Mikl-Leitner mit Erinnerungslücken 
vor dem „ÖVP-Korruptions-Unter-
suchungsausschuss“ des Natio-
nalrats.                                  S. 6

Demenz-Pandemie im UsA
Die EU-Kommission hat mit ih-

rer Empfehlung, Ungarn wegen 
„Rechtsstaatlichkeitsproblemen“ 
13 Milliarden Euro an Fördergeldern 
vorzuenthalten, ihre wahre Absicht 
aufgezeigt. Sie will ihren schärfsten 
Kritiker Viktor Orbàn aus dem Amt 
erpressen.                               S. 8/9

AUSSENPOLITIK

EU-Erpressung
Während im Rathaus der Un-

tersuchungsauschuss zum Milliar-
denskandal Wien Energie startete, 
machte das Unternehmen 350.000 
Euro für die Betriebs-Weihnachts-
feier locker. Für die FPÖ eine skan-
dalöse Brüskierung der Kunden 
und der Steuerzahler.               S. 11

WIEN

Brüskierung
Österreichs Online-Vermarkter-

kreis fürchtet um das Image der 
Unternehmen, die weiter am Kurz-
nachrichtendienst „Twitter“ werben 
wollen. Die vom neuen Besitzer 
angekündigte „volle Meinungsfrei-
heit“ geht den Werbevermarktern 
zu weit.                                  S. 14

MEDIEN

Zu viel Freiheit?

S. 2/3

Die Folgen des Bevölkerungswachstums durch Asyl-Migration  – S. 4/5Die Folgen des Bevölkerungswachstums durch Asyl-Migration  – S. 4/5
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Trotz Strompreisexplosion 
Zwang zu „Stromfressern“
Als völlig unverständlich kritisieren Salzburgs Freiheitliche die Pro-
paganda der Landesregierung für kostenintensive Wärmepum-
pen. „Das bedeutet strombedingte Mehrkosten in Höhe von 
mehreren tausend Euro pro Jahr“, kritisiert die freiheitliche 
Landesparteiobfrau Marlene Svazek.                              S. 13Nr. 49 . Freitag, 9. Dezember 2022
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In seiner Jahresbilanzpressekon-
ferenz hat der ÖVP-Innenminister 
die schwarz-grüne Katze aus dem 
Sack gelassen. Deren größte Sor-
ge war es, einen „heißen Herbst 
auf den Straßen“ zu verhindern. 
Nein, nicht die Beendigung von 
Teuerungswelle oder Massenzuwan-
derung waren vorrangig Aufgabe 
der Regierungsarbeit, sondern das 
Ruhigstellen der Bevölkerung!

Krassestes Beispiel dafür war 
wohl die Parlamentsrede jener 
ÖVP-Abgeordneten, welche die 
Teuerungswelle als „Einbildung“ 
der von der Opposition „aufgehetz-
ten Bürger“ darzustellen versuchte.

Keine Sorge, die Koalition küm-
mert sich um die Bürger. Die Almo-
senverteilung dazu übernimmt von 
der COFAG jetzt die „Austria Wirt-
schaftsservice Gesellschaft mbH“, 
kurz AWS, ließ die grüne „Klimami-
nisterin“ verlautbaren.

Die soll dafür sorgen, dass jene 
400.000 Personen das „Klimaal-
mosen“ erhalten, die Gewesselers 
Klima-Clan bisher nicht „erreichen“ 
konnte und die mit ihren 15.000 Be-
schwerdeanrufen pro Tag Gewess-
lers Clan von umfangreicherer Ent-
eignungspolitik zur „Klimarettung“ 
abgehalten haben.

Dagegen opponieren in erster 
Linie wieder jene „gewaltbereiten 
Rechtsextremen, Rechtsradikalen 
und Nazis“, die der Grüne Umwelt-
sprecher Lukas Hammer bereits bei 
den Corona-Demos der Freiheitli-
chen ausgemacht hat.

Wie zur Zeit des schwarz- grünen 
Coronawahns werden besorgte und 
kritische Bürger schon wieder zu 
Demokratiefeinden herabgewürdigt. 
Aber das ist natürlich keine „Hassre-
de“ oder „Hetze“. Diese Tatbestände 
erfüllen nur jene, die Kritik an die-
ser „Besten aus zwei Albtraumwel-
ten“-Regierung üben.

Den bisherigen Höhepunkt bei 
den hilflosen Versuchen zur Ein-
dämmung der Masseneinwande-
rung von ÖVP-Innenminister Ger-
hard Karner stellt wohl das der 
FPÖ zugespielte „Info-Blatt“ dar, 
das Karner von seinen Polizisten 
an die aufgegriffenen illegalen Ein-
wanderer verteilen lässt.

Afghanen, Inder oder Pakistani 
werden in ihrer Muttersprache – 
und zur Sicherheit auch auf Eng-
lisch – angewiesen, was sie zu tun 
haben, um nicht sofort nach Un-
garn zurückgewiesen zu werden: 
„Sie können hier in Österreich di-
rekt bei der Polizei einen Asylan-
trag stellen. Machen Sie das, müs-
sen Sie längerfristig in Österreich 
für die weitere Abwicklung blei-
ben. Wollen Sie keinen Asylantrag 
in Österreich stellen, weil sie zum 
Beispiel in ein anderes Land wei-
terreisen wollen, werden sie sofort 
nach Ungarn zurückgewiesen!“

Anleitung zur Asyleinwanderung
„So etwas kann man eigentlich 

gar nicht erfinden: Die angeblich so 
restriktive Asylpolitik der ÖVP sieht 
so aus, dass die illegalen Einwande-
rer im Burgenland sogar schriftlich 
eingeladen werden, hierzubleiben“, 
kritisierten FPÖ-Bundesparteiob-
mann Herbert Kickl und FPÖ-Si-

cherheitssprecher Hannes Amesbau-
er den jetzt aufgeflogenen Gipfel des 
„schwarz-grünen Welcome Service“ 
für illegale Immigranten.

Allerspätestens jetzt muss je-
dem klar sein, warum Österreich 
mit mehr als 101.000 Asylanträ-
gen bis 20. November 2022 neben 
Deutschland, Frankreich und Spa-
nien die unrühmliche Nummer vier 
bei der absoluten Zahl der Asylan-
träge ist und, gemessen an der Ein-
wohnerzahl, sogar Spitzenreiter.

Rückweisen statt einlassen!
Statt illegale Einwanderer ent-

sprechend der EU-Rechtslage zu-
rückzuweisen, werden sie geradezu 
förmlich zur Inanspruchnahme des 
österreichischen Asylsystems ein-
geladen. „Das ist wahnwitzig und 
sofort abzustellen. Karner hat so-
fort zu veranlassen, dass diese ,In-
fo-Blätter‘ eingestampft werden“, 
forderte Kickl: „Die Grenzen für 
illegale Einwanderer sind dichtzu-
machen, das Asylrecht auf österrei-
chischem Boden muss ausgesetzt 
und Zurückweisungen müssen 
konsequent umgesetzt werden. Ös-
terreich muss für illegale Einwan-
derer unattraktiv werden!“

Es sei Aufgabe des ÖVP-Innen-
ministers, die „neue Völkerwan-
derung“ endlich zu stoppen, fügte 

Karners Anleitung zur illegalen Einwanderung
Wenn ihr nicht nach Ungarn zurückwollt, stellt doch bitte ein-

fach einen Asylantrag in Österreich! So lautet der Inhalt eines 
„Info-Blattes“ des Innenministeriums, das der FPÖ zugespielt wurde. 
„Noch unverblümter kann man die ‚neuen Völkerwanderer‘ gar nicht 
einladen“, empörte sich FPÖ-Bundesparteiobmann Herbert Kickl.

ÖVP-Minister lässt von der Polizei Tipps zur Einwanderung unter dem Asylrecht an illegale Einwanderer verteilen

FPÖ-Bundesparteiobmann Herbert Kickl und Sicherheitssprecher Hannes Amesbauer fordern ÖVP-Innenminis-
ter Karner auf, seine „Asylbewerbungs-Information“ einzustellen und illegale Einwanderer zurückzuweisen.
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Amesbauer hinzu. Wenn aber sol-
che Informationen an der burgen-
ländischen Grenze verteilt werden, 
dürfe man sich über die explodie-
renden Asylzahlen nicht wundern. 
„Diese Asylkrise hat einzig und 
allein die ÖVP, und hier allen vo-
ran Kanzler Nehammer und sein 
Innenminister zu verantworten. 
Selbst die gescheiterte EU-Asylpo-
litik kann dabei die beiden nicht aus 
der Verantwortung nehmen, diesen 
Einwanderungswahnsinn in Brüs-
sel auch noch durch eigene Blöd-
heit zu übertrumpfen. Anders kann 
man diese „Info-Aktion“ nicht be-

AUS DER
REDAKTION
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Zwei Albtraumwelten

Andreas Ruttinger
andreas.ruttinger@fpoe.at
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Die Forderung von Wiens SPÖ-Bürger-
meister Michael Ludwig und des Tiroler 
ÖVP-Wirtschaftsbundes zur Zulassung 
von Asylwerbern zum Arbeitsmarkt wies 
FPÖ-Sozialsprecherin Dagmar Belakowitsch 
(Bild) prompt zurück: „Durch die Zulassung 
von Asylwerbern zum Arbeitsmarkt werden 
Asylverfahren de facto überflüssig. Zudem 
wäre das ein fatals Signal in die Herkunfts-
länder der Wirtschaftsflüchtlinge, das zu ei-
nem weiteren Ansturm von illegalen Migran-
ten führen würde.“

Wie man sich gegen die Willkür der Eu-
ropäischen Institutionen wehrt, hat Ungarn 
diese Woche vorgezeigt. Mit der Drohung, 
andere EU-Beschlüsse zu blockieren, wurde 
eine Neubewertung der Reformen im Justiz- 
apparat erreicht, „Ich habe volles Verständ-
nis für die Haltung unseres Nachbarlandes. 
Man kann sehen, was alles möglich ist, wenn 
sich eine Regierung für die eigenen Inter-
essen einsetzt und nicht alles abnickt, was 
von Brüssel angeschafft wird“, erklärte dazu 
FPÖ-Europasprecherin Petra Steger (Bild).

Innenpolitik
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Wien auf Pekings Spuren bei den Coro-
na-Zwangsmaßnahmen gegen die Bürger: Das Impf-Maskottchen 
„Boosta“ schleift zwei Ungeimpfte zur „freiwilligen“ Impfung.

BILD DER WOCHE

Vorbild Ungarn

KURZ UND BÜNDIG
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Wozu dann Asylverfahren?

Expertenmangel zu Impfpflicht? 
Wie wenig ÖVP, SPÖ, Grüne und Neos 

von direkter Demokratie und dem Willen des 
Souveräns, des Bürgers, halten, sehe man an 
deren Experten-Nominierung für den kom-
menden Gesundheitsausschuss, bemerkte 
FPÖ-Gesundheitssprecher Gerhard Kaniak 
(Bild): „Während die Freiheitlichen den Ver-
fassungsexperten Michael Geistlinger bei-
ziehen, fällt der ‚vereinten Linken‘ inklusive 
ÖVP nur ein einziger gemeinsamer Fachmann 
für Beratungen über jene drei Volksbegehren 
ein, die eine Rücknahme des Impfpflichtge-
setzes fordern.“ Hat man Angst, von anderen 
Experten des Irrtums überführt zu werden?Fo

to
: N

FZ
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Karners Anleitung zur illegalen Einwanderung
ÖVP-Minister lässt von der Polizei Tipps zur Einwanderung unter dem Asylrecht an illegale Einwanderer verteilen

FPÖ-Bundesparteiobmann Herbert Kickl und Sicherheitssprecher Hannes Amesbauer fordern ÖVP-Innenminis-
ter Karner auf, seine „Asylbewerbungs-Information“ einzustellen und illegale Einwanderer zurückzuweisen.

zeichnen“, fand Amesbauer deutli-
che Worte in Richtung ÖVP.

ÖVP agiert gegen Österreicher
In seinem eigenen Verantwor-

tungsbereich setzte Karner auch 
in seiner „Jahresbilanz“ weiter-
hin auf Tarnen, Tricksen und Täu-
schen sowie auf das Abschie-
ben der eigenen Verantwortung in 
Richtung EU. Dies entlarvte er mit 
seiner „größten Sorge“, als die er 
die Angst der Koalition vor einem 
„heißen Herbst auf den Straßen“ 
infolge des nicht enden wollenden 
Versagens der Koalition bei der Be-

Nr. 49 g Freitag, 9. Dezember 2022

Gerhard Karner
5. Dezember 2022

Die Erklärung des ÖVP-Innenmi-
nisters zur Zusammenarbeit mit 
den Grünen kann sich wohl nicht 
auf die Asyl- und Migrationspoli-
tik beziehen.

SPRUCH DER WOCHE
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„Die Zusammenarbeit funktio-
niert gut, pragmatisch und

vernünftig.“ 

kämpfung der Teuerungswelle be-
zeichnete.

Dies bewerte Amesbauer als 
„geradezu schauderhaftes Demo-
kratieverständnis“ Karners: „Die 
‚Corona-Leugner‘ sind in den Au-
gen der ÖVP jetzt pauschal zu 
‚Putin-Verstehern‘ und ,Hetzern 
gegen Asylanten“ mutiert. Was 
ist das für eine Einstellung eines 
Innenministers, wenn große Tei-
le der Bevölkerung mit derartigen 
Kampfbegriffen punziert und in ein 
radikales Eck gerückt werden, die 
vom Staatsschutz verfolgt gehör-
ten? Schauderhaft!“ 



4 Neue Freie ZeitungInnenpolitik

Österreichs Bevölkerung wächst 
nur mehr durch die Einwanderung. 
Ohne sie würde die Zahl der Ein-
wohner des Landes bis 2080 auf 
das Niveau der 1950er-Jahre sin-
ken, berichtete die Statistik Austria 
vergangene Woche.

Lebten 1951 noch 6,9 Millio-
nen Menschen in Österreich, sind 
es heuer schon neun Millionen. 
Bereits Mitte der 2050er-Jahre 
wird Österreich die Zehn-Millio-
nen-Marke durchbrechen und bis 
2080 auf 10,5 Millionen Einwoh-
ner anwachsen. Ohne Einwande-
rung würde Österreich schrumpfen 
und zwar bis zum Jahr 2080 auf 6,7 
Millionen Menschen.

Also ist „das gut so“, wie uns der 
ORF in einem „ZIB“-Beitrag be-
lehrte?

Mehr Menschen, weniger Erwerbstätige
Weil Einwanderung nicht 

kontrolliert erfolgt, son-
dern über das Asylwesen, zeigt 
sich in Österreich das Phäno-
men, dass trotz wachsender Be-
völkerung durch die massenhaf-
te Einwanderung junger Männer 
die Wirtschaft über einen wach-
senden Fachkräftemangel klagt. 
Das zeigt sich auch in der stei-
genden Belastung des Sozial- und 
Bildungssystems.  

Österreichs Wohnbevölkerung wächst wegen der Einwanderung, aber die Zahl der Arbeitsbevölkerung schrumpft
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Woche

Weil seit Jahren eine unkontrollierte Immigration unter dem Asylrecht erfolgt, wächst zwar die Bevölkerung, aber es fehlen im Land die Arbeitskräfte, die benötigt würden.
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Vertuschen, Verschleppen, 
Vergessen: ÖVP-Taktik ist so 
durchschaubar wie skandalös

„Die ÖVP hat aber auch in anderer Hinsicht 
ihre Maske fallen lassen. Nämlich in ihrer

besonders seit Sebastian Kurz gelebten
Verachtung des Parlamentarismus.“

Wenn der aktuelle ÖVP-Kor-
ruptions-Untersuchungsausschuss 
neben der eklatanten Korruptions-
anfälligkeit und dem fehlenden 
Unrechtsbewusstsein der ÖVP ei-
nes gezeigt hat, dann, dass die Spit-
zenfunktionäre der Schwarzen alle-
samt rasch in ärztliche Behandlung 
und nicht in die Spitzenämter dieser 
Republik gehören.

Denn plötzlich auftretende Am-
nesie, fehlende Erinnerung, An-
wandlungen von Alzheimer und zu 
guter Letzt anscheinend fehlendes 
Wissen, was im eigenen politischen 
Einfluss- und Aufgabenbereich ei-
gentlich vor 
sich geht, ver-
deutlichen, dass 
die Politiker 
der Volkspar-
tei, vom Bun-
deskanzler über 
Minister und Landeshauptleute bis 
hin zu Spitzenbeamten, nicht in der 
Lage sind, Amtsgeschäfte korrekt 
und gewissenhaft zu erledigen.

Dem Bürger ist es folglich nicht 
zuzumuten, von solchen Repräsen-
tanten regiert zu werden.

Die ÖVP hat aber auch in ande-
rer Hinsicht ihre Maske fallen las-
sen. Nämlich in ihrer besonders seit 
Sebastian Kurz gelebten Verach-
tung des Parlamentarismus und hier 
des Kontrollgremiums des Untersu-
chungsausschusses.

Kaum ein Befragungstag, an 
dem die Vertreter der Volkspar-
tei nicht für die Aufklärung und 
Transparenz verlangende Öffent-
lichkeit wichtige Befragungen tor-
pediert, stört und sabotiert. Und 
das mit tatkräftiger Schützenhil-
fe des Ausschussvorsitzen-
den Wolfgang Sobotka, 
der trotz dem Faktum, 
dass er selbst Gegen-
stand von Justiz-Ermitt-
lungen und Teil der Ak-
ten des U-Ausschusses 
ist, nicht daran denkt, 
den Vorsitz abzuge-
ben.

In gemeinsamen 
Kraftanstrengun-
gen versuchen die 

ÖVP-Mandatare, der Nationalrats- 
präsident und auch der neue Gene-
ralsekretär der ÖVP, Christian Sto-
cker, durch endlose Geschäftsord-
nungsdebatten, Zwischenrufe, das 
Anzweifeln der Zulässigkeit von 
Fragen und andere Kindereien den 
Befragungsfluss und somit auch 
das Substrat dieser zu behindern. 

Mit dem Juristen Stocker hat die 
ÖVP überhaupt einen altgedien-
ten Parteisoldaten an die vorderste 
Abwehrfront „zwangsbefördert“. 
Schon im U-Ausschuss fiel Stocker 
immer wieder als „Geschäftsord-
nungs-Bulldozer“ auf.

Neuerdings tritt er immer dann in 
Erscheinung, wenn es für die ÖVP 
bei den Befragungen allzu brenz-
lig wird, vermutlich auch, um das 
Dauerfeuer vom Ausschussvorsit-
zenden Sobotka abzulenken.   

Was die jüngste Befragung der 
ÖVP-Prominenz in Form von Bun-
deskanzler Karl Nehammer und 
der niederösterreichischen „Schat-
tenkanzlerin“ Johanna Mikl-Leit-
ner betrifft, so ist festzuhalten, dass 
beide im ÖVP-Korruptionssumpf 
eine führende Rolle einnahmen und 

immer noch einneh-
men. Sie konnten 

die vielen da-
mit verbunde-
nen Verdachts-
momente und 
Vorwürfe kei-

n e s w e g s 
ausräumen. 
Im Ge-
g e n t e i l . 
B e i d e 
Auftritte 
w a r e n 

e i n e 
e r -

wartbare Mischung aus Arroganz 
und Verhöhnung des Parlamentaris-
mus.Ebenso entlarvend ist die im-
mer plumper angewandte Strategie 
des „Vertuschens, Verschleppens 
und Vergessens“, die längst nicht 
mehr zieht.

Denn besonders was die nieder-
österreichische Landeshauptfrau 
Mikl-Leitner betraf, konnte man 
feststellen, dass dort, wo plötzlich 
Erinnerungslücken und Amnesie 
auftraten, es etwas zu verbergen 
gab, wo man Mikl-Leitner auf die 
Schliche gekommen war.

Klar wurde jedenfalls: Karl Ne-
hammer sitzt dort, 
wo er ist, weil 
es die ÖVP Nie-
derösterreich so 
wollte. Und die 
ÖVP Niederös-
terreich in Form 

von Mikl-Leitner war nicht nur 
Wegbereiterin, sondern Erfinde-
rin eines gewissen Sebastian Kurz, 
dessen türkises „Projekt Ballhaus-
platz“ man in den Folgejahren von 
St-Pölten aus massiv unterstützte. 
Daher war es geradezu folgerich-
tig, dass die Partei bei der Land-
tagswahl am 29. Jänner auch nur 
noch als Mikl-Leitner-Anhängsel 
kandidiert, als Liste „LH Johanna 
Mikl-Leitner – VP NÖ“.

Aber nicht nur das. Die von Ernst 
Strasser begonnene schwarze Ein-
färbung des Innenministeriums mit 
Postenschachern samt Interventi-
onen am laufenden Band wurde 
unter Mikl-Leitner und ihren nie-
derösterreichischen Nachfolgern 
Wolfgang Sobotka, Karl Neham-
mer und Gerhard Karner ohne Ge-
nierer fortgeführt.

Die ÖVP Niederösterreich ist 
die Quelle des schwarzen Skan-
dalsumpfes, den Sebastian Kurz 
auf Bundesebene zum Überquel-
len brachte und der seither diese 
Republik in Atem hält. Es ist daher 
längst überfällig, dass den Bürgern 
die Möglichkeit zur Abwahl die-
ses Systems gegeben wird – durch 
Neuwahlen im Bund und in Nieder-
österreich bei der Landtagswahl am 
29. Jänner!

Von Christian Hafenecker, FPÖ-Fraktionsführer 
im ÖVP-Korruptions-UntersuchungsausschussFo

to
: F

PÖ
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Leider nicht, denn im Gegensatz 
zu den typischen Einwanderungs-
ländern erfolgt diese nicht kont-
rolliert, also den Bedürfnissen des 
Arbeitsmarktes angepasst, sondern 
willkürlich über das Asylrecht.  

Das zeigt sich in dem Phänomen, 
dass trotz Bevölkerungswachstum 
die Zahl der Erwerbstätigen sinkt.

Falsches Bevölkerungswachstum
Vor zehn Jahren zählte Öster-

reich 8.401.940 Einwohner und 
4.311.696 Erwerbstätige. Im Vor-
jahr lebte über eine halbe Million 
Menschen mehr im Land, aber die 
Zahl der Erwerbstätigen schrumpf-
te gegenüber 2012 um rund 5.500, 
die Zahl der Arbeitslosen liegt um 
70.000 über der 2012.

Das liegt zum Einen daran, dass 
derzeit die geburtenstarken Jahr-
gänge in die Pension drängen, aber 
der massenhafte Zuzug nicht deren 
Qualifikation hat, um die freiwer-
denden Arbeitsplätze zu besetzen. 
Also Fachkräftemangel trotz Mas-
seneinwanderung.

„Aus einem Land mit ausge-
suchten Gastarbeitern aus Ex-Ju-
goslawien oder der Türkei ist ein 
zentraleuropäischer Großhafen für 
Asylwerber aus Afghanistan, Sy-
rien bis Somalia geworden“, be-

Mehr Menschen, weniger Erwerbstätige
Österreichs Wohnbevölkerung wächst wegen der Einwanderung, aber die Zahl der Arbeitsbevölkerung schrumpft

schrieb das Nachrichtenmagazin 
„profil“ Mitte November treffend 
den Systemwechsel in der Einwan-
derungspolitik.

Laut Statistik Austria verfügt – 
selbst nach allen Gratis-Integrati-
onsangeboten –  nur knapp mehr 
als ein Drittel der in letzter Zeit 
Eingewanderten über ausreichend 
Deutschkenntnisse, um am Ar-
beitsmarkt unterzukommen. Die 
Analphabeten-Rate ist laut Integ-
rationsbericht in den Einwande-
rungswellen seit 2015 auf fast 75 
Prozent hochgeschnellt – und es 
sind in erster Linie junge Männer 
im eigentlich arbeitsfähigen Alter.

Der Integrationswille bei den 
Einwanderern der letzten Jahre 
lässt zu wünschen übrig, wird aber 
auch durch die großzügige Verga-
be von Aufenthaltstiteln – Stich-
wort: humanitärer Schutz – und 
Sozialleistungen gefördert. Allein 
in Wien, wo sich 60 Prozent der 
knapp 200.000 Mindestsicherungs-
bezieher aufhalten, haben aktuell 
57 Prozent davon keinen österrei-
chischen Pass.

Drei Viertel der im Ausland ge-
borenen Personen haben laut Sta-
tistik Austria ihre höchste Aus-
bildung im Ausland und zwar 
größtenteils in ihrem Herkunfts-

Thema 
der 

Woche

land abgeschlossen, also keine 
Aus- oder Weiterbildung in Öster-
reich in Anspruch genommen.

Einwanderung in den Sozialstaat
Detaillierter sind die Zahlen aus 

Deutschland: Von den 438.000 ar-
beitsuchenden Asyl-Einwanderern 
aus den Top-8-Herkunftsländern 
verfügen 87 Prozent über keinen 
Berufsabschluss, nur vier Prozent 
besitzen eine Berufsausbildung, 
sieben Prozent sind Akademiker. 
Von den 2015/16 nach Deutsch-
land „eingeladenen“ Einwande-
rern gehen nach jüngsten Daten 
rund die Hälfte noch immer keiner 
Arbeit nach. 70 Prozent aller seit 
2016 eingewanderten „jungen Leu-
te“ aus den Krisenländern, die eine 
Ausbildung in Bayern beginnen, 
brechen diese wieder ab.

Das Problem wächst auch in Ös-
terreich weiter an: Rund 32.000 
Kinder und Jugendliche, die wegen 
mangelnder Deutschkenntnisse 
dem Unterricht nicht folgen kön-
nen, werden als außerordentliche 
Schüler geführt.

Die jüngste Studie zu den 2018 
eingeführten „Deutschförderklas-
sen“ bestätigt diesen Trend: 21 bis 
55 Prozent der Schüler erreichen 
die sprachbezogenen Ziele nicht.

Weil seit Jahren eine unkontrollierte Immigration unter dem Asylrecht erfolgt, wächst zwar die Bevölkerung, aber es fehlen im Land die Arbeitskräfte, die benötigt würden.
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25,4 Prozent der Bevölkerung Österreichs hat Migrationshintergrund. 
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Norbert Nemeth
Klubdirektor der FPÖ
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WIRTSCHAFTSPOLITIK ENERGIEPOLITIK

Wer seinen Klimabonus noch nicht erhalten hat, 
darf sich jetzt an die „Austria Wirtschaftsservice Ge-
sellschaft mbH (aws)“ wenden, die von der Regierung 
als Schlichtungsstelle eingesetzt wurde. Diese unter-
steht dem Wirtschafts- und dem „Klimaschutzminis-
terium“. „Hier wird die Bevölkerung verschaukelt 
und zum zivilrechtlichen Vorgehen auf eigene Kosten 
gezwungen“, kritisierte FPÖ-Bundesparteiobmann 
Herbert Kickl das „Beschwerde-Ringelspiel“.

Beschwerde-Ringelspiel
Die Systemnutzungsentgel-

te-Verordnung für 2023 und die 
daraus resultierenden weiteren Be-
lastungen erfordern im Wirtschafts-
ausschuss eine aktuelle Aussprache 
mit der grünen Ministerin Gewess-
ler, erklärte FPÖ-Wirtschaftsspre-
cher Erwin Angerer angesichts dro-
hender Netzgebühren-Erhöhungen.

Kostentreiber stoppen

Im Jahr 1702 erschienen Tom 
Browns „Letters Form the Dead to 
the Living“. Darin reist die Haupt-
figur in die Hölle und berichtet, 
wie es da unten aussieht. Bemer-
kenswert ist, dass Luzifer ihn in 
einen regenbogenfarbenen Mantel 
kleidet, ein Kostüm, das in der 
Renaissance als das Symbol für 
den Narren schlechthin galt. Dar-
an muss ich unweigerlich denken, 
wenn da und dort die Regenbo-
genfahne, das Symbol der soge-
nannten „queeren Bewegung“ auf 
öffentlichen Gebäuden der Stadt 
Wien oder bei Pressekonferenzen 
linker Politiker präsentiert wird.

Jetzt soll die Regenbogenfahne 
auch vom Dach des um eine halbe 
Milliarde Euro renovierten Parla-
mentsgebäudes wehen dürfen. Das 
beinhaltet der Vorschlag des Präsi-
denten Sobotka (ÖVP!) zur Haus- 
ordnung des Parlamentes: „Der 
Präsident bzw. die Präsidentin des 
Nationalrates kann bei besonderen 
Anlässen (z.B. bei Staatsbesuchen) 
anordnen, dass vorübergehend 
auch andere Flaggen vor oder auf 
dem historischen Parlamentsge-
bäude gehisst werden.“

Eine Bestimmung, die aufs Ers-
te harmlos, ja selbstverständlich 
klingt, es aber nicht ist. Durch die 
Verwendung unbestimmter Begrif-
fe wie „besondere Anlässe“ oder 
„auch andere Flaggen“ wird dem 
Unfug Tür und Tor geöffnet. Die 
Änderung der Hausordnung bedarf 
der Einstimmigkeit in der Präsidi-
ale. Der Freiheitliche Parlaments-
klub ist der Garant dafür, dass die 
Regenbogenfahne nicht als offizi-
elles Symbol behandelt wird. Nur 
Flaggen von Staaten und völker-
rechtlich anerkannten Organisatio-
nen haben an offiziellen Orten der 
Republik einen Platz.

Im Zeichen des Narren
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„Nulllohnrunde“ für Polit-
spitzen, Energiekonzernchefs
Kein Gehaltsplus für Verursacher und Profiteure der Teuerungskrise

„Während die Bevölkerung unter 
der größten Teuerung der Zweiten 
Republik leidet und die Menschen 
nicht mehr wissen, wie sie sich das 
tägliche Leben leisten können, ist 
eine Gehaltserhöhung für Spitzen-
politiker und Manager staatsnaher 
Konzerne ein Akt der Bürgerfeind-
lichkeit und Abgehobenheit“, er-
klärte der FPÖ-Parteiobmann zu 
seiner Forderung nach einer Null-
lohnrunde für Spitzenpolitiker und 
Manager von Energiekonzernen.

Eine verantwortungsbewusste 
und bürgerfreundliche Politik habe 

die Aufgabe, die Bevölkerung, die 
von der Teuerungswelle beson-
ders hart getroffen werde, zu un-
terstützen, betonte Kickl: „Wenn 
es den Sozialdemokraten mit ihrem 

In der schwersten Krise des 
Landes forderte FPÖ-Chef 

Herbert Kickl eine Aussetzung 
der Gehaltserhöhung für die 
Spitzen der Politik und der hei-
mischen Energiekonzerne.
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Kickl: Keine Gehaltserhöhung für Spitzenpolitiker und Energiemanager.

Kampf gegen die Teuerung, die sie 
auf Länderebene selbst mitverur-
sacht haben, ernst ist, dann müssen 
sie unsere freiheitlichen Forderun-
gen unterstützen!“
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Während EU-Staaten wie Un-
garn, Tschechien und die Slowakei 
eine Ausnahmeregelung für russi-
sches Erdöl auf unbefristete Zeit 

in Anspruch nehmen, verfolgt die 
schwarz-grüne Bundesregierung 
„konsequent ihre bevölkerungs- 
und wirtschaftsfeindliche Linie im 
Sinne der EU-Hörigkeit“, kritisier-
te FPÖ-Wirtschaftssprecher Erwin 
Angerer (Bild) die Zustimmung 
Österreichs zum „Öl-Preisdeckel“ 
der EU.

„Im vorauseilenden Gehorsam 
vergisst unsere Regierung wieder 
einmal darauf, dass sie nicht der 
EU, sondern den Österreichern 
zu dienen hätte und alles in ihrer 
Macht Stehende tun müsste, um 
jeglichen Schaden von diesen ab-
zuwenden. Stattdessen ist man 

auch beim Öl-Embargo wieder 
vorne mit dabei“, betonte Angerer.

Dieses Öl-Embargo werde die 
bereits nachlassenden Preise wie-
der in die Höhe steigen lassen. 
Somit werde nicht nur das Öl teu-
rer, sondern in der Folge auch alle 
Produkte des täglichen Lebens. 
„Die Leidtragenden dieser unsinni-
gen wie wirkungslosen Maßnahme 
werden einmal mehr die Bevölke-
rung, die Wirtschaft, die soziale 
Sicherheit und der hart erarbeite-
te, bescheidene Wohlstand in Ös-
terreich sein“, kritisierte Angerer 
zugleich die Unterstützung dieser 
EU-Sanktion durch SPÖ und Neos.

Öl-Preisdeckel setzt die Katastrophe fort
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Nach dem Motto „Vertuschen, Verschleppen und Vergessen“ ver-
suchte Niederösterreichs ÖVP-Landeshauptfrau, den von ihrer 

Partei ausgehenden schwarzen Skandalsumpf wegzureden. „Wie 
kann ein Menschen mit einer derartigen Amnesie überhaupt noch ge-
schäftsfähig sein?“, wunderte sich Christian Hafenecker.

Dass ausgerechnet Johanna 
Mikl-Leitner vom „Projekt Ball-
hausplatz“, mit dem Sebastian 
Kurz und sein Umfeld die Macht- 
übernahme in Partei und Repub-
lik planten, überhaupt nichts mit-
bekommen haben will, war für 
den FPÖ-Fraktionsobmann im 
ÖVP-Korruptions-Untersuchungs-
ausschuss Christian Hafenecker 
eine „reine Verhöhnung des Parla-
ments“.

Nur Erinnerungslücken
Denn Mikl-Leitner sei doch die 

„Erfinderin“ des Sebastian Kurz, 
erinnerte Hafenecker: 2013, als 
Kurz ÖVP-Außenminister wurde, 
habe sie ihm als Innenministerin 
den Österreichischen Integrations-

fonds (ÖIF) sozusagen als „Mor-
gengabe“ in dessen neues Ressort 
mitgegeben. Genau jenen Fonds, 
den Kurz für ausgedehnte Medi-
enkampagnen genutzt und deshalb 
auf 55 Millionen Euro aufgeblasen 
habe. Laut einem an die Öffentlich-
keit gelangten Organigramm sei 
mehr als die Hälfte der Protagonis-
ten des „Projekt Ballhausplatz“ aus 
der ÖVP Niederösterreich gekom-
men, zeigte Hafenecker auf: „Aber 
sie will nichts davon gewusst ha-
ben?“

Auch beim möglichen Posten-
schacher bei der Bestellung des 
Landespolizeidirektors konnte 
sich Mikl-Leitner nicht mehr er-
innern, dass das Bundesministeri-
um für Kunst, Kultur, öffentlicher 

Dienst und Sport das zwischen ihr 
und dem damaligen ÖVP-Innenmi-
nister Karl Nehammer zustande-
gekommene „Einvernehmen“ we-
gen fehlender Qualifikationen des 
ÖVP-Kandidaten heftigst kritisiert 
hatte. „Die Niederösterreicher-Cli-

Auch Mikl-Leitner von „Kurz-Amnesie“ befallen
Die „Kurz-Erfinderin“ verschaukelte den U-Ausschuss mit absurden Erinnerungslücken

Hafenecker: Ist in der ÖVP eine Demenz-Pandemie ausgebrochen?

que um Mikl-Leitner, Wolfgang 
Sobotka und Nehammer hat die 
von Landsmann Ernst Strasser be-
gonnene Kaperung des Innenmi-
nisteriums durch die ÖVP vollen-
det“, zeigte Hafenecker den „tiefen 
Staat“ der ÖVP auf.
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Kocher als Arbeitsminister 
endgültig gescheitert

„Das ‚Beste aus beiden Wel-
ten‘ ist wieder einmal an den ei-
genen Ansprüchen gescheitert“, 
kommentierte FPÖ-Sozialspreche-
rin Dagmar Belakowitsch das be-
kanntgewordene Platzen der Re-
form der Arbeitslosenversicherung.

Seit mittlerweile drei Jahren 
warte man auf die Reform des Ar-
beitslosengesetzes. Ein dringend 
notwendiger Schritt wie die Valo-
risierung von Arbeitslosengeld und 
Notstandshilfe in Zeiten der Hoch-
inflation werde mit dem Scheitern 
der Reform auf die lange Bank ge-
schoben.

„Keine Reform ist – auch wenn 
das Scheitern von Kochers neoli-
beralen Vorstellungen zu begrüßen 
sei – trotzdem keine Lösung, zumal 
die Prognosen düster aussehen. Für 
das kommende Jahr rechnen Exper-
ten mit einer Rezession und dadurch 
mit einem Anstieg der Arbeitslosen-
zahlen. Es braucht daher eine Re-
form“, mahnte Belakowitsch.

Martin Kocher sei damit als Ar-
beitsminister endgültig gescheitert. 
Das Aus für die Arbeitslosenversi-

cherungsreform reihe sich nahtlos 
in sein Pleiten-, Pech- und Pannen-
register ein, bemerkte die FPÖ-So-
zialsprecherin: „Erst vor zwei Wo-
chen präsentierte er dem Parlament 
ein Budget, das mit der Realität 
nichts zu tun hat. Kocher sollte 
endlich einsehen, dass er der Auf-
gabe nicht gewachsen ist und zu-
rücktreten.“

So habe es der ÖVP-Arbeitsmi-
nister etwa zugelassen, dass das 
Arbeitsmarktservice zu einem Aus-
länder-Arbeitsamt verkommen sei, 
erinnerte Belakowitsch: „Mittler-
weile hat mehr als die Hälfte der 
Teilnehmer an AMS-Schulungen 
keinen österreichischen Pass.“

Der FPÖ-Abgeordnete Walter 
Rauch thematisierte in einer An-
frage an „Klimaministerin“ Le-
onore Gewessler die Mail eines 
Mannes, der drei Jahre obdach-
los war und laut Auskunft der 
Hotline vorerst keinen Klimabo-
bus erhält. Gewessler bestätigte, 
dass Obdachlose – im Gegensatz 
zu Hälftlingen und Asylwerbern 
– zumindest länger warten müs-
sen. Denn die „abschließende 
Anspruchsfeststellung“ soll erst 
nach Jahresende durchgeführt 
werden. Dann sollen auch jene 
österreichischen Staatsbürger 
den 500-Euro-Bonus bekom-
men, die zwar über keine Mel-
deadresse, wohl aber über eine 
Hauptwohnsitzbestätigung in 
Österreich verfügen. Walter 
Rauch ist damit nicht zufrieden: 
„Es ist eine Schande, wie man il-
legale Zuwanderer serviciert und 
die Ärmsten der Armen unter den 
Österreichern, die tatsächlich je-
den Cent brauchen würden, zap-
peln lässt.“

Obdachlose müssen 
auf Bonus warten!

Wenig Interesse an 
Plagiatsbekämpfung

Schlampige wissenschaftli-
che Arbeiten kosteten die erste 
Arbeitsministerin von Schwarz-
Grün, Christine Aschbacher 
(ÖVP), den Job. Plagiatsvorwür-
fe gab es auch gegen Justizminis-
terin Alma Zadic (Grüne). Das 
Verfahren wurde jdoch von der 
Uni Wien eingestellt. FPÖ-Wis-
senschaftssprecher Martin Graf 
(Bild) zeigte sich alarmiert, dass 
die renommierte „Frankfurter 
Allgemeine“ über die „Folgen-
losigkeit“ von Plagiatsvorwürfen 
an der Uni Innsbruck berichtete. 
Hier soll ein deutscher CDU-Po-
litiker in seiner Doktorarbeit „ge-
schummelt“ haben. Die Sorge ist 
berechtigt: Weder Zadic noch 
Bildungsminister Polaschek 
(ÖVP) sehen Handungsbedarf.
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FPÖ-ABGEORDNETE DECKEN AUF

Belakowitsch: Kocher soll gehen.
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EU will den Bürgern vorschreiben, 
welche Politik sie zu wählen haben
Das „Rechtsstaatlichkeitsverfahren“ gegen Ungarn ist eine demokratiegefährdende Farce

Die von der Union geplante Kürzung der EU-Gelder für Ungarn 
wurde am Dienstag von der Tagesordnung des EU-Finanzminis-

terrats gestrichen. Was steckt hinter dem Vorwurf der Verletzung der 
„Rechtsstaatlichkeit“, mit dem die Kommission ihr Vorgehen begrün-
det: einzig die Verunglimpfung ihres Kritikers Viktor Orbàn.

Die EU-Kommission will Un-
garn wegen Bedenken zur Rechts-
staatlichkeit mehr als 13 Milliar-
den Euro sperren. Dies geht aus 
einer Empfehlung hervor, die Ös-
terreichs Budgetkommissar Johan-
nes Hahn, Kommissionsvize Valdis 
Dombrovskis und Justizkommis-
sar Didier Reynders vergange-
nen Mittwoch in Brüssel vorleg-
ten. Neben 7,5 Milliarden aus dem 
EU-Haushalt werden Ungarn auch 
5,8 Milliarden Euro aus dem Coro-
na-Aufbaufonds verweigert.

Die Maßnahmen der EU gegen 
Ungarn zielen aber nicht darauf ab, 
das Land wegen angeblicher Ver-
säumnisse bei Justizreformen zu 
bestrafen, sondern die politischen 
Machtverhältnisse im Land zu ver-
ändern. Brüssel will seinen kompe-
tentesten Kritiker Viktor Orbán an 
die Kandare nehmen.

Gute und schlechte Korruption
Fast eine Milliarde Euro hät-

ten der Ministerpräsident und sei-
ne Mitarbeiter unterschlagen, eine 
EU-Studie spricht von einer „Kul-
tur der Korruption“. Bei der EU in 

Brüssel werden derzeit insgesamt 
etwa 120 Fälle von Misswirtschaft, 
Missbrauch und Unterschlagung 
von mehreren hundert Millionen 
Euro untersucht. Aber das betrifft 
alles nicht Ungarn, sondern das 
link-links regierte Spanien. Nur so 
ein Vergleich, um aufzuzeigen, wo-
rum es EU-Kommissionspräsiden-
tin Ursula von der Leyen und ihrer 

Williger Sanktionen-Vollstrecker: ÖVP-EU-Budgetkommissar Johannes 
Hahn will Ungarn rund 13 Milliarden Euro an Fördergeldern vorenthalten.

Der bekennende konservative Regierungschef Ungarns auf der Anklagebank der EU-Kommission: Mit dem fragwürdigen „Rechtsstaatlichkeitsverfah-
ren“ wollen EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen und das Europaparlament den ungarischen Premier in die Knie zwingen.
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Brüssel: Medienkontrolle 
über eine neue Behörde

Mit der Argumentation, die ab-
nehmende Pressefreiheit in der EU 
zu retten, plant Brüssel derzeit eine 
von EU-Kommissionspräsidentin 
Ursula von der Leyen angeregte 
„zentrale Medienaufsichtsbehör-
de“, mit der die Pressefreiheit in 
den Mitgliedsländern de facto ab-
geschafft werden soll.

„Im europäischen Medien-
freiheitsgesetz sind gemeinsame 
Schutzvorkehrungen auf EU-Ebe-
ne vorgesehen, um die Meinungs-
vielfalt zu gewährleisten und si-
cherzustellen, dass unsere Medien 
ohne jegliche private oder öffentli-
che Einflussnahme tätig sein kön-
nen“, erklärte der für den Binnen-
markt zuständige EU-Kommissar 
Thierry Breton.

Dass die Kommission dabei Po-
len oder Ungarn im Visier hat, war 
überdeutlich. Man konnte also be-
reits ahnen, wie wenig es hier um 
Freiheit als vielmehr um zentrali-
sierte Kontrolle und Zensur geht. 
Ganz abgesehen davon ist solch 
ein Plan ein gigantischer Tabu-

bruch: Eine zentrale Medienauf-
sichtsbehörde, die von Brüssel aus 
auch noch von der nicht gewähl-
ten EU-Kommission geleitet wird, 
bricht nicht nur mit allen Prinzipien 
der Pressefreiheit. Denn nirgends in 
den Verträgen, die die EU begrün-
den, ist eine solche Kontrolle vor-
gesehen. Nicht nur aus Deutschland 
kommt darum Kritik an dem Ver-
ordnungsvorschlag: Der Entwurf 
sei ein „kompetenzüberschreiten-
der Eingriff“ in die Kultur- und Me-
dienhoheit der EU-Staaten.

EU will Zugriff auf die Medien.

Deutschland ist der Geister-
fahrer zu Europas Asyl- und 
Migrationspolitik: Mit dem neu-
en „Chancen-Aufenthaltsrecht“ 
der Ampel-Regierung aus SPD, 
Grünen und FDP sollen nun 
auch abgelehnte Asylwerber ein 
Bleiberecht erhalten. Zuletzt gab 
es rund 300.000 ausreisepflich-
tige Personen in Deutschland, 
die nicht abgeschoben wurden. 
Gleichzeitig soll es nach fünf 
Jahren (statt bisher acht) eine 
Chance auf Einbürgerung geben.

Die Botschaft, die Deutsch-
land damit aussendet, ist klar: Es 
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FÜR ÖSTERREICH IM EU-PARLAMENT

Deutsche Geisterfahrt 
bei der Einwanderung

ist egal, ob jemand Asyl bekommt 
oder nicht, er kann bleiben und 
relativ rasch die Staatsbürger-
schaft erhalten. Die Grenzen 
zwischen legaler und illegaler 
Migration werden damit weiter 
verwischt.

Wenn der Staat nicht mehr zwi-
schen rechtmäßigem und unrecht-
mäßigem Aufenthalt unterschei-
det, ist das die Absage an jede 
Art der Steuerung von Einwande-
rung. Das schafft einen weiteren 
Pull-Faktor, unter dem auch an-
dere EU-Länder leiden werden. 
Die Unfähigkeit des Staates, das 
Recht durchzusetzen, wird umge-
wandelt in einen Anspruch auf 
die Staatsbürgerschaft. Dass es 
auch anders geht, zeigt die neue 
Regierung in Schweden: Dort 
wurde das unbefristete Bleibe-
recht abgeschafft, die Hürden für 
die Einbürgerung werden ange-
hoben, sodass künftig frühestens 
nach acht Jahren darum ange-
sucht werden kann. Ein krasser 
Gegensatz zu Deutschlands Lust 
an der Selbstaufgabe.

Harald Vilimsky
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KURZ UND BÜNDIG

Mit Wochenbeginn ist das Erdöl-Embargo 
der EU gegen Russland für nicht über Pipe-
lines transportiertes Öl in Kraft. Nach An-
gaben der „Financial Times“ habe Russland 
dafür Vorsorge getroffen und in diesem Jahr 
bis zu 109 Tanker gekauft, um angesichts 
der Sanktionen weiterhin Erdöl exportieren 
zu können. Zudem haben einige EU-Staaten 
Ausnahmen für ihre Reedereien herausver-
handelt, um weiter russisches Erdöl transpor-
tieren zu können. Damit sollte Russland in 
der Lage sein, zusätzliches Erdöl nach Indien, China oder die Türkei zu lie-
fern, die dann – mit Aufschlag – Benzin und Diesel in die EU verschiffen.

Die italienische Premierministerin Giorgia 
Meloni forderte die EU auf, eine gemeinsa-
me Linie im Umgang mit der Rückführung 
von Migranten zu finden und dazu eine enge-
re Kooperation mit den Herkunftsländern der 
Migranten zu suchen. Italiens Regierung sei 
fest entschlossen, seine Rolle bei dieser Akti-
on zur Bewältigung der illegalen Einwande-
rung im Mittelmeerraum zu stärken, betonte 
Meloni: „Wir fordern die Europäische Union 
auf, die migrationspolitische Zusammen-
arbeit mit ihren Partnern in Afrika und im 

Mittelmeerraum, die stärker in den Kampf gegen den Menschenhandel 
einbezogen werden müssen, wieder in Gang zu bringen.“

Rom: Mehr Rückführungen

Sanktionen-Kreislauf
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EU will den Bürgern vorschreiben, 
welche Politik sie zu wählen haben
Das „Rechtsstaatlichkeitsverfahren“ gegen Ungarn ist eine demokratiegefährdende Farce

Gender- und Diversitäts-Kommu-
ne wirklich geht: die richtige po-
litische Ausrichtung eines Landes.

Denn sind die Medien in Öster-
reich und Deutschland weniger „re-
gierungsfreundlich“ als in Ungarn? 
Werden nicht auch in Österreich 
und Deutschland die Richtergremi-
en, beginnend vom Verfassungsge-
richtshof, von der Politik besetzt?

Es geht in der Bestrafungsaktion 
vielmehr um Orbáns Weltanschau-
ung, die auf der abendländischen 
Kultur und konservativen, traditio-
nellen Werten für Gesellschaft, Fa-
milie und Individuum basiert, aber 

Williger Sanktionen-Vollstrecker: ÖVP-EU-Budgetkommissar Johannes 
Hahn will Ungarn rund 13 Milliarden Euro an Fördergeldern vorenthalten.

Der bekennende konservative Regierungschef Ungarns auf der Anklagebank der EU-Kommission: Mit dem fragwürdigen „Rechtsstaatlichkeitsverfah-
ren“ wollen EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen und das Europaparlament den ungarischen Premier in die Knie zwingen.
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keinesfalls Freiheit und Demokra-
tie einschränkt.

Lernresistente ÖVP
„Es entbehrt nicht einer gewissen 

Ironie des Schicksals, dass diese 
massive politische Einflussnahme 
auf innere Angelegenheiten Un-
garns durch Brüssel von einem Ös-
terreicher, nämlich EU-Kommissar 
Johannes Hahn von der ÖVP, ein-
geleitet wurde. Er sollte es eigent-
lich besser wissen, wie willkürlich 
und destruktiv dieses Vorgehen ge-
gen einen Mitgliedstaat sein kann, 
sofern er sich noch an das Jahr 
2000 und die Sanktionen gegen 
,Schwarz-Blau I‘ erinnert“, erklär-
te der FPÖ-Abgeordnete Christian 
Hafenecker.

Möglicherweise müsse Hahn 
aber ohnehin bald ein Verfahren ge-
gen seine eigene Heimat einleiten. 
Denn setzt man die Maßstäbe der 
EU-Kommission gegen Ungarn an 
Österreich an, so dürfte dies wegen 
der Enthüllungen des „ÖVP-Kor-
ruptions-Untersuchungsausschus-
ses“ nur noch eine Frage der Zeit 
sein, merkte Hafenecker an.

Am vergangenen Dienstag hat 
der Finanzministerrat die Kom-
mission aufgefordert, eine „aktua-
lisierte Bewertung zu den ungari-
schen Reformen“ vorzunehmen.
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Sanktionen beschleunigen 
die Deindustrialisierung

Den ganzen Irrsinn der EU-Sank-
tionen an einem Beispiel: Die Ein-
fuhr von russischem Flüssig-Erd-
gas (LNG) ist um etwa 40 Prozent 
gegenüber dem Vorjahr gestiegen. 
Gezahlt hat die EU dafür von Jän-
ner bis September laut Wirtschafts-
nachrichtenportal „Bloomberg“ 
den Rekordbetrag von 12,5 Milli-
arden Euro – fünfmal mehr als im 
Vorjahr!

Die Folgen für Europa sind dra-
matisch: Die Energiekrise ge-
fährdet nach Einschätzung der 
Unternehmensberatung Pricewa-
terhouseCoopers Schlüsselsektoren 
der deutschen Industrie und könn-
te sogar eine Deindustrialisierung 
Europas auslösen. Europa verliere 
als Produktionsstandort an globaler 
Wettbewerbsfähigkeit und Attrak-
tivität. Besonders hart von den ex-
plosionsartig gestiegenen Gasprei-
sen werde die deutsche Industrie 
getroffen, heißt es in der Studie der 
PwC-Tochter „Strategy&“.

„Viele Unternehmen könnten 
sich künftig dazu entscheiden, 

ihre Produktion innerhalb Europas 
neu aufzustellen oder gänzlich aus 
Europa abzuziehen”, sagte „Stra-
tegy&“-Europachef Andreas Spä-
ne. Ähnlich sahen das auch die 
Ökonomen der Deutschen Bank 
in einer im Oktober veröffentlich-
ten Studie: „Wenn wir in etwa zehn 
Jahren auf die gegenwärtige Ener-
giekrise zurückblicken werden, 
könnten wir diese Zeit als Aus-
gangspunkt für eine beschleunigte 
Deindustrialisierung in Deutsch-
land betrachten.“

Industrie braucht billiges Erdgas.
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wirklich die Rechtsextremisten im 
„realen Corona-Sozialismus“?

Alois Neudorfer, Vöcklabruck

Bürgernähe 
Es ist schon interessant, dass 

die Sozialdemokraten immer mehr 
an Zustimmung bei den Wählern 
durch ihre eigene Politik verlieren. 
Wenn schon die Bahn streikt, hät-
te man den einen Tag freies Par-
ken in Wien ermöglichen sollen. 
Die Ablehnung zeigt die grausli-
che Art des roten Wien, mit sei-
nen Kunden umzugehen. Dass die 
Ukrainer mit Ihren 7er-BMW und 
Mercedes SUVs gratis in Wien par-
ken, scheint normal zu sein, ebenso 
die freien Eintritte in Schönbrunn. 
Liebe Stadtgenossen, wie wäre es 
mit „gratis Parken“ in der Weih-
nachtszeit für alle Österreicher? 
Aber es gibt zum Glück die Blau-
en, die sich um den kleinen Mann 
kümmern. So wie es Herr Dominik 
Nepp macht oder Herr Kickl mit 
der Suche nach Möglichkeiten für 
den Grenzschutz. Das ist gelebte 
Bürgernähe.

Rudolf H. Krenn, Wien

Strafen für „Klimakleber“
Wie lange lässt die Politik uns die 
„Klima-Kleber“ noch auf der Nase 
herumtanzen? Diese in meinen Au-
gen sinnlosen und dummen Aktio-
nen sollten juristisch streng geahn-
det werden und die entstandenen 

Leserbriefe

LESER AM WORTDer Sündenfall der EU
Ein Dauerthema ist der Perso-

nalmangel in den Spitälern und der 
Mangel an Kassenärzten in vie-
len Gebieten. Dafür gibt es zwei 
Hauptgründe. Der eine ist die 
Bürokratie, die von der EU ver-
langt wird. Alles muss dokumen-
tiert werden, jeder muss nachwei-
sen können, dass er alle Patienten 
etc. über alles aufgeklärt hat, und 
dazu kommt noch der oft bis zur 
Lächerlichkeit übertriebene Da-
tenschutz. Plötzlich sind Adressen 
und Telefonnummern sensible Da-
ten, die man nur speichern darf, 
wenn der Betroffene eine seiten-
lange Erklärung unterschrieben 
hat. Die Bürokratie kostet so man-
chem Angestellten die Hälfte seiner 
Arbeitszeit, die dann natürlich im 
Umgang mit den Patienten fehlt. 
Der ebenso große Raubbau an 
Ressourcen wird durch diverse Co-
rona-Schikanen verursacht. Dass 
die Tests nahezu wirkungslos sind, 
dass die FFP2-Masken weder Vi-
ren, noch andere Erreger abhalten, 
ist bewiesen und steht sogar als 
Warnung im Beipacktext. Aber man 
beharrt auf Wunsch der Erzeuger 
auf den Test- und Maskenzwang. 
Ganz schlimm für viele Spitals-
mitarbeiter ist der Zwang zur Imp-
fung. Darüber dürfen sie aber nicht 
sprechen, wenn sie ihren Job nicht 
verlieren wollen. Seit Jahren ist be-
kannt, dass es zu wenig Personal 
gibt, aber die Regierung reagiert 
nicht darauf, weil sie das Steuer-
geld lieber für den Ukraine-Krieg 
und „Geldspenden“ ausgibt als für Leserbriefe: redaktion.nfz@fpoe.at

die Gesundheit des eigenen Volkes. 
Früher gab es in vielen größeren 
Spitälern „Schwesternschulen“, 
wo das Personal praxisnahe aus-
gebildet wurde. Heute muss alles 
„akademisch“ gebildet sein – mög-
lichst fern von der Praxis.

Stephan Pestitschek, Strasshof

Hier Nazis, dort Helden
Bei uns wurde eine Protestbe-

wegung, die für eine ordentliche 
Rechtsstaatlichkeit, gegen totalitä-
re Restriktionen und Ausgrenzung 
durch diese Regierung samt gleich-
gestrickter Medien in der Coro-
na-Krise auftrat, von eben dieser 
„vierten Gewalt“ niedergemacht. 
Jetzt bejubeln dieselben die im kom-
munistischen China aufkommenden 
Protestbewegungen gegen die dor-
tigen „Corona-Maßnahmen“ in den 
höchsten Tönen und verurteilen die 
„Schlägertruppen“ des kommunisti-
schen Staates. Diese hochgeschätz-
ten Demonstranten sind auf einmal 
keine „Faschisten“ oder „Rechts-
extremisten“ mehr? Wer sind nun 
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Kosten den betreffenden Personen 
auferlegt werden. Und was ist mit 
den Abgasen, die in den verursach-
ten Staus dieser Zeit in die Atmo-
sphäre geblasen werden? Ist das im 
Sinne des „Klimaschutzes“ oder 
doch nur im Aufmerksamkeits- und 
somit Spendeninteresse der Kli-
ma-Aktivisten?

Ernst Pitlik, Wien

(Fachkräfte)Einwanderung
Diese ständige Diskussion über 

Migration und Fachkräfteman-
gel lässt schon seit 2015 erken-
nen, dass hier niemand in der Lage 
ist, diese Situation zu beherrschen. 
Vorzuwerfen ist unserer aktuel-
len Regierung, dass sie sich hinter 
EU-Richtlinien versteckt und selbst 
hilflos dasteht. Sich einmal Gedan-
ken darüber zu machen, wurde ne-
giert. Die fehlenden Fachkräfte 
sind ein selbstgemachtes Problem, 
das sich nicht durch Einwanderung 
lösen lässt, da diese nur weitere 
Probleme nach sich zieht. 

Frank Christian, Aurolzmünster

DEZEMBER

VOR DEM KAUFHAUS HOLZER

Impressum: FPÖ Großebersdorf | Medieninhaber FPÖ Niederösterreich, Purkersdorfer Straße 38, 3100 St. Pölten | Folgenummer: 421637/2022

MARONI- UND
ADVENTFEST

2203 Großebersdorf
jeweils ab 16:00 uhr
Verkauf von selbstgemachter Weihnachtsbäckerei 
Austeller:

09.

DEZEMBER
10.

Punsch
Glühwein

Kinderpunsch
Kartoffelpuffer

Maroni
(freie Spende)

• Uschi`s Naturwerkstatt - Kräuterkissen
• Elena Huber - second-nature-art
• Mrs. Candle - Kerzen
• Natürlich-Natürlich - Onlineshop Kosmetik
• Seelenflug - für Körper, Geist und Seele
• Just - Kosmetik
• Hubert - Zirbenprodukte

FREITAG

SAMSTAG

Adventfest in
Großerbersdorf9/10

DEZEMBER

TERMINE
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WIEN

FPÖ fordert „SOKO Vergewaltigungen“
Der Wiener FPÖ-Chef Domi-

nik Nepp und der Favoritener Be-
zirksparteiobmann Stefan Berger 
forderten nach der Vergewalti-
gungsserie der letzten Wochen die 
sofortige Einsetzung einer „SOKO 
Vergewaltigungen“: „Nachdem 
laut Medienberichten eine Verge-
waltiger-Bande in Favoriten gera-
dezu Jagd auf Frauen macht und 
im letzten Monat weitere schockie-
rende Fälle bekanntgeworden sind, 
muss sofort gehandelt werden.“

Tatsache sei, so die beiden FPÖ- 
Politiker, dass es sich bei den mut-
maßlichen Tätern fast immer um 
Migranten gehandelt habe. Be-
sonders betroffen von der Verbre-
chensserie ist der 10. Bezirk. Viele 
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Nepp: Wien hat ein von der SPÖ 
verursachtes Kriminalitätsproblem.

Frauen würden sich in der Dunkel-
heit nicht mehr alleine auf die Stra-
ße trauen, berichtete Berger: „Ver-
antwortlich für diese Politik ist 
SPÖ-Bürgermeister Michael Lud-
wig, der mit seiner Einladungspoli-
tik massenhaft kriminelle Migran-
ten nach Wien gelockt hat!“

Die SPÖ hat aus dem ehemals 
stolzen Arbeiterbezirk ein Eldora-
do für ausländische Kriminelle ge-
macht, Leidtragende seien die noch 
verbliebenen Österreicher, für die 
die Zustände immer unerträglicher 
werden, erklärte Nepp: „Es braucht 
daher rasch eine Sondereinsatz-
gruppe der Polizei, um die Täter 
auszuforschen und weitere Verge-
waltigungen zu verhindern.“

Opulente Weihnachtsfeier 
zum Ausschuss-Auftakt
350.000 Euro für „Betriebsweihnachtsfeier“ der Wien Energie

„Es zeigt schon das fehlende po-
litische Gespür des Vorstands der 
Wien-Energie, wenn der eine der-
artige opulente Feier organisiert, 
aber gleichzeitig seine Kunden mit 
laufend erhöhten Strom- und Gas-
preisen zur Verzweiflung treibt. 
Dafür kann wohl niemand außer-
halb der roten Wohlfühlzone im 
Rathaus Verständnis aufbringen“, 
empörte sich Wiens FPÖ-Landes-
parteiobmann Dominik Nepp.

U-Ausschuss gestartet
Denn im Wiener Rathaus kons-

tituierte sich zeitgleich die Unter-

suchungskommission zum Milliar-
denskandal der Wien Energie.

Zufrieden zeigt sich nach der Sit-
zung der Fraktionsführer der FPÖ 
Wien, Klubobmann Maximilian 
Krauss: „Unsere freiheitlichen Be-
weisanträge sind grundsätzlich an-
genommen worden. Lediglich der 
Antrag betreffend Chats und Proto-
kolle wurde zurückgestellt, um vom 
Vorsitzenden bewertet zu werden. 
Ich sehe das als ersten Erfolg und 

Während sich im Rathaus 
der Untersuchungsaus-

schuss zur Wien-Energie kon-
stituierte, schmiss das Unter-
nehmen um 350.000 Euro eine 
Betriebs-Weihnachtsfeier. Für 
die FPÖ ein weiteres Zeichen der 
skandalösen Abgehobenheit der 
Wiener Genossen.

Krauss: Wir wollen die Chats der SPÖ-Rathausspitzen einsehen.

einen wichtigen Schritt in Richtung 
Aufklärung.“

Der Antrag, sämtliche Protokolle 
sowie Telefon-(Handy-), Chatproto-
kolle, E-Mail-Verkehr oder sonstige 
Aufzeichnungen aller involvierten 
Personen der MA5, MA20, Wiener 
Stadtwerke Holding, Bürgermeister, 
Vizebürgermeister und Finanzstadt-
rat vorzulegen, werde derzeit ge-
prüft und soll in einer der nächsten 
Sizungen beschlossen werden.
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Diese Kolumne heißt, no na, 
„Wiener Spaziergänge“. Als sie 
vor Jahren gegründet wurde, 
dachte ich mir noch nichts Arges 
dabei.

Immerhin hat sich dazumal 
niemand gefragt, ob einer dieser 
Spaziergänge um sechs Uhr früh, 
um zwölf Uhr mittags oder um 
Mitternacht stattfindet. Es ist jetzt 
anders geworden. Auch wenn 
demnächst die Tage wieder län-
ger werden, ist es um vier schon 
ganz schön finster. Und wie in 
Hazy Osterwalds „Kriminal-Tan-
go“ huschen ab dieser Zeit dunkle 
Gestalten durch die Gassen.

Mit denen möchte man nicht 
unbedingt Bekanntschaft ma-
chen. Wer täglich die Zeitung 
liest und die Nachrichten hört, hat 
die Lust auf romantische Nacht-
spaziergänge verloren.

Und die wenigsten, die aus den 
lauschigen Platzerln lausige Plät-
ze machen, sind geborene Zil-
lertaler. Sie kommen aus fernen, 
unbekannten Morgenlanden, und 
unsere gesamte Regierungsmann- 
und frauschaft singt ihnen „Ihr 
Kinderlein, kommet“. Unterstützt 
wird sie von einem gewaltigen 
Basso Oppositionato, begleitet 
auf einem goldenen Bösendorfer. 

Dann drängt sich der Chor, sei-
nes verdienten Lobes bewusst, am 
neu befüllten Futter-Kripplein.  
Wenn einem da nicht das Herz – 
Pardon: das G’impfte aufgeht...

Weihnachtsverstimmung

WIENER SPAZIERGÄNGE

von Hannes Wolff
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Die Kosten für 
G r u n d v e r s o rg u n g 
und Integrationshilfe 
haben sich seit 2021 
mehr als ver-
dreifacht. „92 
Millionen Euro 
wären das im 
k o m m e n d e n 
Jahr. Die Gemeinden und Bürger 
haben genug, weil ihnen ständig 
neue Asylquartiere ohne jede Mit-
sprache vor die Nase gesetzt wer-
den“, erklärte FPÖ-OÖ-Landes-
parteisekretär Michael Gruber.

Heftige Kritik am „Preisde-
ckel-Modell“ der SPÖ-Burgenland 
kam von FPÖ-Landesgeschäftsfüh-
rer Rudolf Smolej: „Dieses Modell 
hat mehrere schwere Fehler. Die 
Deckelung durch die Dividende der 
Energie Burgenland zu speisen, ist 
eine Mogelpackung auf Kosten der 
Bürger, da diese ,Rückvergütung‘ ja 
erst durch den teuren Tarif ermög-
licht wurde.“ Zudem lehne die FPÖ 
die Refinanzierung über eine Be-
steuerung alternativer Energien ab, 
da dies ökologisch kontraproduktiv 
sei und eine weitere Belastung der 
Haushalte bedeuten würde. 

Falscher Preisdeckel

NIEDERÖSTERREICH

OBERÖSTERREICH

Asylkosten explodieren

„Jetzt wissen wir, warum die 
ÖVP Niederösterreich den Antrag 
der Freiheitlichen im Landtag auf 
einen generellen Gebührenstopp 
in den Gemeinden abgelehnt hat. 
Mit Jahreswechsel schnalzt Möd-
ling als eine der ersten Gemeinden 
die Gebühren kräftig nach oben. 
Weitere werden folgen“, zeigte 
FPÖ-Kommunalsprecher Dieter 
Dorner die Doppelzüngigkeit der 
niederösterreichischen Volkspar-
tei auf. Die Gebührenerhöhung in 
Mödling wurde übrigens zusam-
men mit der SPÖ beschlossen. „In 
Zeiten der Rekordinflation auch 
noch die Kommunalgebühren zu 
erhöhen, ist das denkbar schlech-
teste Signal. Damit zeigt die zur 
,Mikl-Leitner-Machterhaltungsbe-
wegung‘ zusammengeschrumpfte 
Volkspartei einmal mehr, dass sie 
den Kontakt zum Bürger völlig 
verloren hat“, kritsierte Dorner.

ÖVP erhöht Gebühren

Würde Tirols SPÖ-Landeshaupt-
mannstellvertreter Georg Dornauer 
nur halb so viel Energie zur Verhin-
derung der illegalen Einwanderung 
aufwenden wie zu deren Herbergssu-
che, dann wäre die Asylkrise längst 
abgewendet, erklärte FPÖ-Landes-
parteiobmann Markus Abwerzger: 
„Österreich schafft es nicht mehr. Da-
her braucht es Notmaßnahmen, damit 
Österreich nicht das Armenhaus in 
Europa wird. Denn die Bevölkerung 
leidet unter der massiven Teuerungs-
welle und daher brauchen wird keine 
Scheinasylanten, die unser Sozialsys-
tem ausnützen. Wir brauchen jeden 
Cent für unsere Leute!“

Markus Abwerzger

TIROL

Falscher Ansatz 
in der Asylpolitik 

Michael Gruber 

BURGENLAND

NIEDERÖSTERREICH
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Seit 2003 wurde der Stundensatz 
für „persönliche Assistenz“ für 

behinderte Menschen nie erhöht. 
Das bedeutet einen Einkommens-
verlust von fast 55 Prozent. 

„Die Mikl-Leitner-ÖVP handelt 
zukunftsvergessen und verantwor-
tungslos gegenüber Menschen mit 
Behinderungen“, erklärte FPÖ- 
Landesparteichef Udo Landbauer 
zum Hilferuf der „WAG Assistenz-
genossenschaft“ in St. Pölten.

Keine Erhöhung seit 2003
Der offene Brief des Vorstandes 

offenbare die ungeheure Benach-
teiligung für die Leistungen in der 
Assistenz wie der Nichtanhebung 
des 2003 (!) vereinbarten Stunden-
satzes. „Das ist jenseits von Gut 
und Böse. Der Fördersatz muss 
vom Land Niederösterreich sofort 
verdoppelt und jährlich an die Teu-
erung angepasst werden!“, forder-
te Landbauer. Denn die persönliche 

Assistenz sei für behinderte Men-
schen eine wichtige Unterstützung 
für ein selbstbestimmtes Leben.

Anscheinend gebe es seit Mona-
ten Gespräche mit der ÖVP-Lan-
deshauptfrau und der zuständi-
gen ÖVP-Landesrätin, aber ohne 

jede Aussicht auf Erfolg, so der 
WAG-Vorstand. „So eiskalt ist ,Lan-
desmutter‘ Mikl-Leitner! Sich selbst 
feiert die ÖVP überschwenglich und 
verspricht den Menschen Millionen-
pakete, die es in Wahrheit dann gar 
nicht gibt“, empörte sich Landbauer.

Die Mikl-Leitner ÖVP vergisst auf 
Menschen mit Behinderungen
FPÖ fordert doppelten Fördersatz für die „persönliche Assistenz“ 

Offensichtlich sei SPÖ-Landes-
hauptmann Peter Kaiser mit dem 
Asyl-Chaos in Österreich völ-
lig zufrieden, bemerkte Kärntens 
FPÖ-Landesparteiobmann Erwin 
Angerer zum Ergebnis der letzt-
wöchigen Landeshauptleute-Kon-
ferenz: „Denn nur so ist es zu er-
klären, dass er das Thema völlig 

ignoriert und keine Initiative ge-
setzt hat. Ein Landeshauptmann, 
der für die eigene Bevölkerung, 
statt für illegale Einwanderer da ist, 
hätte sich nämlich massiv für einen 
Asyl-Stopp und einen Schutz der 
österreichischen Grenzen einsetzen 
müssen.“

Kaiser sei zusammen mit seinen 
rot-schwarzen Kollegen und der 
schwarz-grünen-Bundesregierung 
verantwortlich für diesen Scher-
benhaufen namens österreichische 
Asylpolitik. „Österreich wurde 
von ÖVP, SPÖ und Grünen zu ei-
nem Magnet für illegale Migration 
gemacht, der die illegale Einrei-
se hunderttausender Einwanderer 
unter dem Deckmantel des Asyls 
ermöglicht hat, obwohl sie aus si-
cheren Drittstaaten nach Österreich 
kommen und daher an den Gren-
zen hätten zurückgewiesen werden 
müssen“, betonte Angerer. Es stel-
le sich einmal mehr heraus, dass die 
FPÖ die einzige Partei sei, die die 
Interessen der Österreicher vertrete.

Angerer: Kaiser soll sich endlich 
um die Kärntner kümmern.

Asylchaos völlig ignoriert!
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KÄRNTEN

Landbauer: Mikl-Leitner lässt behinderte Menschen im Stich.
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Kritik an verpflichtendem 
Stromfresser-Heizsystem
Pflicht-Wärmepumpen bringen extreme Energiekosten für die Bevölkerung!

„Wie wollen Sie diejenigen vor 
einem finanziellen Ruin bewah-
ren, die sich in gutem Glauben 
und auf die Propaganda führen-
der Politiker hin zunächst kosten-
intensive Wärmepumpen einge-
baut haben und jetzt aufgrund der 
Strompreiserhöhungen vor exzes-
siven Mehrkosten stehen?“, fragte 
FPÖ-Parteichefin Marlene Svazek 
ÖVP-Landeshauptmann Wilfried 

Haslauer zur Strompreiserhöhun-
gen der Salzburg AG. 5.000 zusätz-
liche Kilowattstunden alleine für 
eine Luftwärmepumpe seien keine 
Ausreißer, sondern Standard, erläu-
terte Svazek. Die Landesregierung 
könne nicht derart stromintensive 
Heizsysteme verordnen und dann 
die – meist jungen – Familien mit 
der Strompreis-Explosion im Re-
gen stehen lassen.

Stromfresser statt Strom sparen?
Die FPÖ-Landeschefin zeigte 

auf, dass die von der Bundesregie-
rung beschlossene Stromkosten-
bremse bei Weitem nicht ausreiche: 

Zuerst werden für den Erhalt 
der Wohnbauförderung strom-

basierte Heizungen verlangt. Jetzt 
lässt Haslauer die Menschen mit 
den Stromrechnungen im Stich.

„Die gedeckelten 2.900 Kilowatt-
stunden sind berechnet für einen 
Zweipersonenhaushalt, in dem bei-
de arbeiten und dementsprechend 
untertags kaum daheim sind. Ein 
durchschnittlicher Familienhaus-
halt mit vier Personen verbraucht 
jedoch an die 5.000 kWh – plus 
5.000 für die Wärmepumpe. Das 
bedeutet – je nach Preisentwick-
lung – strombedingte Mehrkosten 
von mehreren tausend Euro pro 
Jahr!“ Bei derart hohen Preisen sei 
es nur eine Frage der Zeit, bis die 
Leute sich zwischen Lebensmit-
teleinkauf und Heizen entscheiden 
müssten.
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Eine Grußformel gehört ja zu 
den Routineformeln. Eine einfa-
che, meist kulturell-geprägte Re-
dewendung oder Geste eben. Sie 
signalisiert eine kommunikative 
Beziehung zwischen mindestens 
zwei Gesprächspartnern im Rah-
men einer Begegnung.

Und damit wär es das ja eigent-
lich schon gewesen, oder?

Nein, leider. Denn so einfach 
ist das Ganze nicht. Denn wäh-
rend wir gerade die Asylzahlen 
von 2015 täglich übertreffen, 
die Teuerungskrise den Familien 
härter als jeder Salzburger Win-
ter zusetzt und die Betriebe – in 
dieser Abwärtsspirale gefangen 
– mehr rote als schwarze Zahlen 
schreiben, haben sich ÖVP und 
SPÖ gerade auf das wahrschein-
lich brennendste Thema der Kri-
senjahre eingeschossen: Na, Grüß 
Gott!

Prinzipiell hätte die Grußdebat-
te „Twitter“ ja niemals verlassen, 
wenn sie nicht durch ranghohe 
Politiker der beiden Parteien an-
gezettelt und befeuert worden 
wäre.

Kurzum: Niederösterreichs 
ÖVP-Landesgeschäftsführer 
Bernhard Ebner hat seine Befra-
gung im ÖVP-U-Ausschuss mit 
den Worten „Grüß Gott!“ begon-
nen. Worauf SPÖ-Fraktionsfüh-
rer Jan Krainer reagiert haben 
soll mit: „In Wien heißt das nicht 
Grüß Gott, sondern Guten Tag!“ 
Ja, inzwischen soll es ja keinen 
SPÖler mehr geben, der noch 
nicht nach seinem Grußverhalten 
medial befragt worden ist. Irr.

Aber ganz ehrlich? Anstatt, dass 
sich die SPÖ zu sehr mit Phrasen 
des Grüßens auseinandersetzt, 
sollte sie sich lieber andere Ge-
danken machen. Zum Beispiel 
über die Verabschiedung.

Grüß Gott!

Marlene Svazek
FPÖ-Landesparteiobfrau Salzburg
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Am Sonntag erschien auf der 
Webseite der „Kleinen Zeitung“ 
ein Artikel unter dem Titel „Haus-
durchsuchungen bei Grazer FPÖ: 
Daten mit NS-Bezug gefunden“, 
der von allen Medien des Landes 
eifrig übernommen wurde.

„Dieser Titel ist objektiv falsch. 
Weder bei der FPÖ Graz, die ih-
ren Sitz im Alexander-Götz-Haus 
hat, noch bei ihren aktuellen Ver-
antwortungsträgern haben Haus-
durchsuchungen stattgefunden. 
Einzig bei ehemaligen FPÖ-Funk-
tionären und privaten Vereinen ha-

ben vor einigen Wochen derartige 
Durchsuchungen auf Anordnung 
der Staatsanwaltschaft Klagenfurt 
stattgefunden“, empörte sich der 
steirische FPÖ-Landesparteisekre-
tär Stefan Hermann.

Dieser Anpatzversuch sei poli-
tisch motiviert, erklärte doch die 
Staatsanwaltschaft, dass noch nicht 
klar sei, ob das Material ehemali-
gen FPÖ-Politikern oder anderen 
Personen zuzuordnen sei. „Wir 
werden daher rechtliche Schritte 
gegen diese falsche Berichterstat-
tung prüfen“, erklärte Hermann.

Billiger Anpatzversuch!
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Hermann: Rechtliche Schritte 
gegen falsche Berichterstattung.

Trotz der saftigen Strompreis- 
erhöhung will Salzburgs
Landesregierung stromfres-
sende Wärmepumpen in 
allen Haushalten des Landes.

LÄNDER-
SACHE
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Der „Wiener Weg“ der SPÖ: Ge-
spart wird bei den Bürgern.

GEFÄLLT MIR

Wie ist es zu erklären, dass Geld 
für fragwürdige Impf-Propagan-
da verfügbar ist, aber kein Geld 
für die wichtigen Probleme im 
Gesundheitswesen?

1.256 Personen gefällt das.

Die #EU Oberen wollen #Twitter 
voll nutzen, aber #Musk ihre 
selbstgeschnitzten Moralregeln 
vorschreiben, was er mit Twitter 
wie zu tun hat. Diese Über-
heblichkeit zeigt eindrücklich, 
wie selbstgefällig und arrogant 
die EU ist und wer wirklich die 
Regeln macht.

In Innsbruck ist eine Demo von 
Asylwerbern angekündigt, wegen 
Österreichs schlechter Asylpolitik. 
Also Asylwerber, die illegal nach 
Österreich gekommen sind, wider 
aller rechtlichen Bestimmungen, 
EU-Normen, von Österreich auf-
genommen wurden, rundumver-
sorgt werden, protestieren. 

Boris Yelnikoff
@Die_Alexs

Tom
@Thomas139778461

24. Nov. 2022 18:28

16. Juni 2021 08:46

Meinungsfreiheit heißt in der EU, 
dass nur die Meinung der EU-Insti-
tutionen zählt, bzw. zu gelten hat.

Österreich 2022: Weit haben wir 
es unter Schwarz-Grün gebracht.

Herbert Kickl 
3. Dezember 2022

TELEGRAM

Landesrechnungs-
hofes zu Geldflüs-
sen landesnaher 
Unternehmen an 
Parteien und Insti-
tutionen. „Das ist 
keine Bösartigkeit 
unsererseits, wir 
helfen der ÖVP 

sauberer zu werden, wenn sie nicht 
schon sauber sind“, zitiert die Zei-
tung FPÖ-Landeschef Markus    
Abwerzger.

Die Polizei deklarierte das als Fal-
schmeldung: „Es kam dabei weder 
zu Behinderungen von Rettungs-
kräften, noch zu sonstigen Strafta-
ten oder Übertretungen.“

Mit der FPÖ-Forderung werde 
der „Klimaprotest delegitimiert“, 
jammerte der Grüne. Aha, aber 
die Corona-Demonstrationen als 
Aufmärsche von „gewalttätigen 
Rechtsradikalen und Neonazis“ zu 
„würdigen“, dürfe man den -zig-
tausenden friedlichen Teilnehmern 
ruhig umhängen. Es ging ja eh nur 
um Grund- und Freiheitsrechte, die 
entsprechend Hammers Einord-
nung gegenüber der „Klimakata- 
strophe“ gänzlich zu vernachlässi-
gen seien. Objektivität à la ORF.

Fairness endet bei der ÖVP ab 
sechs Millionen Euro. So weigerte 
sich die Opposition, 
das von der nieder-
österreichischen 
ÖVP vorgelegte 
Fairnessabkommen 
zur Landtagswahl 
am 29. Jänner zu 
unterzeichnen, be-
richtet der „Kurier“. 

Ein Glanzstück in Sachen „Dis-
kussionskultur oder wie die Linke 
vernadern darf“ lieferte der ORF 
in der Sendung „Hohes Haus“ am 
vergangenen Sonntag ab.

Eigentlich ging es um die „Kli-
ma-Kleber“ und ob der Staat sich 
gegen deren lebensgefährdenden 
Schwachsinn wehren darf, wenn ne-
ben tausenden Pendlern auch Ein-
satzfahrzeuge im Stau stecken.

Gemäß dem grünen Narrativ, 
dass die Klimakrise „unsere Exis-
tenz gefährdet“, ist für den grünen 
Umweltsprecher Lukas Hammer 
dieser „Protest“ natürlich erlaubt. 
Ganz anders die FPÖ, die mit „ge-
walttätigen Schwurblern, Neonazis 
und Rechtsextremen“ marschiert 
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Asbest: Recyclingfirma

nach Razzia geschlossen
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Milizsoldat fühlte sich von Schnellfahrern bedroht und verlor die Nerven

FE
ST
SP
IE
LE
ST
OC
KE
RA
U/
PE
TE
R
RE
IC
HE
RT

Überblick

Sechs Bäume für
den Domplatz
St. Pölten. Die einen sprechen

von einem schönenOrt zum

Verweilen, die anderen von

einer Asphaltwüste. Der
Umbau des Domplatzes in St.

Pölten bleibt umstritten. Nun

hat die Stadt für etwas Grün

auf demAreal gesorgt. Vier

Bäume (Gleditschien) wur-

den dieser Tage gepflanzt,

zwei weitere sollen im Früh-

jahr 2023 folgen.

Häftling auf Freigang

verletzte Polizisten
NÖ/Wien. Ein Häftling aus der

Justizanstalt Korneuburg hat

in der Nacht auf Sonntag sei-

nen Freigang überzogen und

inWien-Meidling zwei Poli-

zisten verletzt. Die Beamten

wurden um 3.30 Uhr geru-

fen, weil der 39-Jährige auf

der Straßemit einer Frau
gestritten hatte. Der offenbar

betrunkeneMannwurde
aggressiv und beleidigend
gegenüber den Polizisten und

schlug einem im Zuge der
Festnahmemit der Faust ins

Gesicht.

NAMENSTAG. 6.12.
Claus, Nicole, Nikolaus

ÖVP wollte Regeln, befürchtet nun „schmutzigen Wahlkampf“

LT-WAHL ’23
Niederösterreich
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Aufgetischt!Aufgetischt!Aufgetischt!

*Info und Bestellung unter: kurierclub.at

kurierclub@kurier.at | Tel. 05 9030-777

Hier finden Sie die besten

Gasthäuser Österreichs.

Alle Lokale wurden in den Kate-

gorien Essen, Service, Getränke

und Ambiente bewertet. Ebenso

gibt es ein Ranking der besten

klassischen Gasthausgerichte –

vom Wiener Schnitzel bis zum

Kaiserschmarrn.
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Jetzt NEU
in Ihrer Trafik

um € 6,–

Im KURIER VorteilsCLUB*
ab nur € 4,– versand-

kostenfrei

und Ambiente bewertet. Ebenso 
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Gasthausguide

Waschbär Giorgio hat neues Zuhaus
e

Bezirk St. Pölten. Richtig wohl fühlt sich
Waschbär-Baby Giorgio

in seiner neuen Unterkunft. So wie ein Reh
kitz Wenzel ist er nun

auch im Tierpark Wolfsgraben untergekommen. Pf
legerin Gabriele

Wodak freut sich über Spenden: www.tier
park-wolfsgraben.at.

TIERPARK WOLFSGRABEN

Hilfsaktion für gelähmten Cobra-Be
amten

Charity. Mehrere Tausend Euro hat ein
e Benefizaktion für einen

Cobra-Beamten gebracht, der seit einem
Unwetter auf Korsika

gelähmt ist. Hans Krankl, Skilegende Fr
itz Strobl und Innenmi-

nister Gerhard Karner schenkten Punsc
h für die gute Sache aus.

BMI/ALEXANDER TUMA

Brandstiftung in Kirchen bleibt ungeklärt
Amstetten. In wenigen Tagen jähren sich die Brandanschläge auf drei Kirche

n zum zehnten Mal. Obwohl im

Sommer ein Verdächtiger festgenommen wurde, hat die Anklagebehörde nun
das Verfahren eingestellt

VON PATRICK WAMMERL

In wenigen Tagen jährt sich

der Brandanschlag auf drei

Gotteshäuser in Amstetten

zum zehnten Mal. Obwohl es

einen konkreten Tatverdacht

gibt und es im Sommer in

dem spektakulären Fall sogar

zu einer Festnahme gekom-

men ist, hat die Staatsanwalt-

schaft St. Pölten den Akt nun

überraschenderweise für im-

mer geschlossen, bestätigt

Sprecher Leopold Bien auf

Anfrage des KURIER. Das Ver-

fahren ist aus Mangel an Be-

weisen „eingestellt“. Die Kir-

chenbrände gehen damit als

ungeklärter Fall in die Krimi-

nalgeschichte ein.
Nach Jahren hatte ein

neuerlicher Fahndungsaufruf

im vergangenen Sommer Be-

wegung in die Sache ge-

bracht. Brandermittler des

nö. Landeskriminalamtes wa-

ren mit dem alten Phantom-

bild, welches nach den Brän-

den 2012 angefertigt worden

war, noch einmal an die Öf-

fentlichkeit gegangen. Mit Er-

folg: Ein neuer Zeuge hatte

sich gemeldet und den Krimi-

nalisten einen Tatverdächti-

gen geliefert. Es handelte sich

um dieselbe Person, die be-

reits unmittelbar nach den

Brandanschlägen ins Visier

der Polizei geratenwar.

In drei Kirchen gesehen

Mehrere Augenzeugen hatten

damals den heute knapp 30-

jährigen Mann an allen drei

Tatorten gesehen. Zwar nicht

zündelnd, dafür aber im ta-

trelevanten Zeitraum immer

an den jeweiligen Adressen.
Auch ein mögliches Motiv

wollten die Ermittler heraus

gefunden haben. Eine nahe

Angehörige des damals

knapp 20-Jährigen war weni-

ge Tage vor den Bränden in

einer der Kirchen nach ihrem

Tod eingesegnet worden. Es

lag damals die Vermutung na-

he, dass dieses Ereignis der

ist für die Staatsanwaltschaft

die Suppe für eine Anklage zu

dünn. Die Beweislage habe

sich nicht wesentlich geän-

dert. Daher wurde von einer

weiteren Strafverfolgung Ab-

stand genommen. Nach zehn

Jahren ist der Akt damit ge-

schlossen, erklärt Bien.
Der Tag vor dem Heiligen

Abend 2012 ist in Amstetten

jedenfalls in die Stadtge-

schichte eingegangen. Der

Brandstifter hatte nacheinan-

Auslöser für die Verzweif-

lungstat gewesen sein könnte.

Aufgrund einer neuen

Aussage wurde der Niederös-

terreicher im vergangenen

Juni mit einem Haftbefehl

der Staatsanwaltschaft St.

Pölten an einer Adresse in

Wien festgenommen. Wenige

Tage später wurde er unter

strengen Auflagen „aus gelin-

deren Mitteln wieder enthaf-

tet“, erklärt Bien. Obwohl der

Zeuge ihn eindeutig belastet,

Umwelt. Das Landeskri-
minalamt hat nicht nur
Spezialisten für Brander-
mittlungen. Eine eigene
Ermittlungsgruppe küm-
mert sich auch um
schwerwiegende Um-
weltdelikte.

Am vergangenen Wo-
chenende hat ein Recyc-
lingwerk in Teesdorf (Be-
zirk Baden) das Interesse
der Kriminalisten auf
sich gezogen. Die NÖ
Landesregierung hat die
Anlage bereits seit Febru-
ar wegen diverser Verstö-
ße im Visier. Es liegt der
Verdacht nahe, dass auf
dem Gelände ohne be-
hördliche Bewilligung
eine illegale Schredder-
anlage für Asbest und an-
dere gefährliche Materia-
lien betrieben wird.
Beamte der Polizeiins-
pektion Günselsdorf
führten deshalb regelmä-
ßig Kontrollen durch. Am
3. Dezember gegen 03.30
Uhr stellte die Polizei am
Firmenareal regen Be-
trieb fest, weshalb die

Umweltgruppe des Lan-
deskriminalamtes aus-
rückte. Auf dem frei zu-
gänglichen Deponiege-
lände mitten im Grün-
land waren vier Mitarbei-
ter gerade dabei, in einer
Nacht-und-Nebel-Aktion
Baumaterial in einer
Brechanlage zu schred-
dern.

Bei der Razzia ent-
deckten die Ermittler im
Bauschutt auch asbest-
haltige Eternit-Dachplat-
ten. Die umweltgefährli-
chen Materialien wurden
beprobt und gesichert
und die Mitarbeiter als
Beschuldigte einvernom-
men. Die Landesregie-
rung ordnete entspre-
chende Sicherungsmaß-
nahmen an. Um zu ver-
hindern, dass die Asbest-
fasern durch Wind
verteilt werden, wurde
die Recyclinganlage mit
Planen abgedeckt. Es er-
folgten Anzeigen bei der
Staatsanwaltschaft und
der Bezirkshauptmann-
schaft Baden.

der während der Weihnachts-

feierlichkeiten in drei Kirchen

Feuer gelegt.
In der Stadtpfarrkirche St.

Stephan wurde gerade ein

Gottesdienst gefeiert, als

plötzlich eine Erntekrone in

Brand stand. In der Kloster-

kirche der Franziskanerinnen

richtete das Feuer einen Mil-

lionenschaden an und in der

Herz-Jesu-Kirche erlosch das

Feuer während der Heiligen

Messe von selbst.
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Drängelei auf der Autobahn: Lenker
zückte Pistole

Prozess. Es begann als Situa-

tion, die sich in ähnlicher

Form zweifellos auf unzähli-

gen Autobahnen bereits un-

zählige Male zugetragen hat.

Im Baustellenbereich auf der

A2 bei Wiener Neudorf (Be-

zirk Mödling) fühlte sich ein

39-jähriger Schlosser im Au-

gust dieses Jahres von einem

hinter ihm fahrenden Lenker

bedrängt. Man tauschte Ges-

ten der gegenseitigen Wert-

schätzung aus, ehe der Streit

eskalierte.
„Ich war in der 80-km/h-

Zone auf der dritten Spur

unterwegs, da habe ich im

Rückspiegel ein Fahrzeug

mit ukrainischen Kennzei-

chen gesehen, das mit stark

überhöhter Geschwindigkeit

näher gekommen ist“, erin-

nerte sich der 39-Jährige auf

der Anklagebank am Landes-

gericht Wiener Neustadt.

Der amerikanische Pick Up

des Mannes habe aufgrund

seiner Breite ein Überholen

im beengten Baustellenbe-

reich verhindert, worauf

man hinter ihm mit Lichtsig-

nalen und knappem Auffah-

ren reagiert habe. „Wir ha-

ben gestikuliert und die Situ-

ation hat sich aufgeschau-

kelt“, erzählte derMann.

Luftdruckwaffe im Auto

Schließlich habe der Beifah-

rer des ukrainischen Wagens

mit seinen Händen angedeu-

tet, ihm den Hals aufschlit-

zen zu wollen. „Da musste

ich an die Szenen in Wien

denken, wo Ukrainer einen

Taxifahrer zusammenge-

schlagen haben, und dachte

mir, das geht nicht gut aus

für mich. Denn es waren vier

Männer in dem Auto“, recht-

fertigte der 39-Jährige seine

folgende Reaktion: Er griff

zu seiner im Wagen liegen-

den CO2-Pistole und richtete

sie durch das geöffnete Fens-

ter auf den neben ihm fah-

renden Pkw.

„War ein Blödsinn“

Dieser habe daraufhin abge-

bremst, man sei am Ende des

Baustellenbereichs ange-

kommen und habe sich rela-

tiv rasch aus den Augen ver-

loren. Ein nachfolgender

Lenker hatte die Szene je-

doch beobachtet und alar-

mierte die Polizei. Diese

forschte den Schlosser aus.
„Es war ein Blödsinn. Ich

habe mich danach selber ge-

ärgert“, zeigte er sich vor Ge-

richt einsichtig. „Besonders

weil ich Milizsoldat bin, Aus-

bildner in verschiedenen

Waffengattungen und mir

dann gedacht habe: Jetzt

machst du selber so etwas

Verblödetes.“
Die Waffe sei weder gela-

den noch funktionsfähig ge-

wesen. ImWagen gelegen sei

sie, weil er mit Freunden re-

gelmäßig einen Schießstand

besuche. „Normalerweise

gebe ich sie danach aber wie-

der in meinen Waffen-

schrank“ beteuerte der 39-

Jährige. „Diesmal muss ich

es vergessen haben.“
Wegen seines reumüti-

gen Geständnisses kam der

bislang unbescholtene Mann

mit drei Monaten bedingter

Haft davon. S. JEDLICKA

Neuer Akt in Lärmschutzwand-Posse
Stockerau. Die Kritik an der Maßnahme hält an: Es ist eine anonyme Anzeige bei der

Staatsanwaltschaft eingelangt. Der Vorwurf gegen die Stadtgemeinde: Untreue

VON MICHAELA HÖBERTH

Die Stockerauer Festspiele

sind längst gelaufen – in der

Posse um die umstrittene

Lärmschutzwand hingegen

ist der letzte Vorhang noch

nicht gefallen. Wie der KU-

RIER berichtete, wurde

heuer erstmals eine Schutz-

wand hinter der Festspieltri-

büne errichtet. Kosten: Rund

100.000 Euro.
Anlass für den Kauf war

die Beschwerde eines einzel-

nen Anrainers; er wies die

Stadtgemeinde darauf hin,

dass bei den Festspielen seit

Jahren nicht die gesetzlichen

Lärm-Grenzwerte eingehal-

ten werden. „Hätten wir

nicht in die Schutzwand in-

vestiert, wären die Festspiele

vor der Stadtpfarrkirche

nicht mehr durchführbar ge-

wesen. Die Normen und

Grenzwerte haben sich ver-

ändert“, begründete ÖVP-Fi-

nanzstadtrat Gerhard Dum-

mer im Frühjahr den Kauf.

Kritik an der Maßnahme ha-

gelte es dennoch; denn es

wohnt nur noch eine Familie

unmittelbar neben dem

Spielort am Rennerplatz,

außerdem fürchteten die an-

sässigen Gewerbetreibenden,

dass sie von der acht Meter

hohen Wand von ihren Kun-

den abgeschottet werden.
Nun erreichen die Dis-

kussionen aber einen neuen

Höhepunkt: Die Lärmschutz-

wand ist ein Fall für die

Staatsanwaltschaft. Wie die

Wirtschafts- und Korrupti-

onsstaatsanwaltschaft bestä-

tigt, ist bei ihr eine anonyme

Anzeige eingelangt. Diese

wurde zur Behandlung an

die Staatsanwaltschaft Korn-

euburgweitergeleitet.

Stadt wehrt sich
Der Inhalt: Der Stadtgemein-

de wird Untreue vorgewor-

fen, verursacht durch den

Kauf der Lärmschutzwand.

Sprich: Sie habe öffentliche

Gelder für die Lärmschutz-

wand missbraucht. Denn der

Stadt soll vor der Investition

bekannt gewesen sein, dass

die Lärmschutzwand eigent-

lich gar nichts bewirke, wie

auch ein Sachverständigen-

Gutachten im Vorfeld erge-

ben haben soll.

Vorwürfe, die die Stadt-

gemeinde nicht auf sich sit-

zen lassen möchte: „Die

Lärmschutzwand wurde

technisch anhand der Vorga-

ben des vorangegangenen

Gutachtens geplant und ge-

baut“, sagt Sprecher Georg

Ihm. Messungen während

der Vorstellungen hätten zu-

dem ergeben, dass die Plan-

richtwerte erfüllt werden

und somit die Wirkung der

Wand – wie im zugrunde lie-

genden Gutachten attestiert

– gegeben war. Von rechtli-

chen Interventionen habe

man bisher nichts erfahren.
Und auch Finanzstadtrat

Dummer verteidigt das Vor-

gehen: „Wir hätten das Geld

nicht in die Hand genom-

men, wennwir nicht gewusst

hätten, dass die Wand etwas

nutzt“, macht er klar. Anders

hätte man eine Errichtung

auch gar nicht vor den Behör-

den rechtfertigen können.

Lärmspitzen würde es aber

natürlich geben, wie Dum-

mer mit einem Beispiel ver-

deutlicht: „Ein Schuss mit

einer Platzpatrone war Teil

der Handlung.“

St. Pölten. Montagvormittag

ging es plötzlich Schlag auf

Schlag: Während der nieder-

österreichische FPÖ-Natio-

nalrat Christian Hafenecker

bekannt gab, dass die Frei-

heitlichen die Gespräche

zum Fairnessabkommen ab-

brechen werden, meldeten

sich auch die Neos. Die Pin-

ken wollen ebenfalls nicht

mehr verhandeln. Die Grü-

nen hatten sich schon ver-

gangene Woche verabschie-

det.
Wie berichtet, hatte die

Volkspartei Regeln für den

Wahlkampf in Niederöster-

reich vorgeschlagen. Am 29.

Jänner 2023 wird im größ-

ten Bundesland ein neuer

Landtag gewählt. Diskutiert

wurde dazu unter anderem,

dass es kein Dirty Campaig-

Fairnesspakt vor dem Aus: FPÖ, Neo
s

und Grüne wollen nicht mehr verhan
deln

ning, keine persönlichen An-

griffe, keinen Vandalismus

und kein Stören von Veran-

staltungen geben soll.

„Reine Show“
Die Opposition wollte aber

auch eine Senkung der

Wahlkampfkostenobergren-

ze, die derzeit bei sechs Mil-

lionen Euro liegt. Da wollte

die ÖVP aber nicht mitzie-

hen. Jetzt sieht es ganz da-

nach aus, dass nicht einmal

ein Fairnessabkommen

„light“ kommen wird. ÖVP-

Landesgeschäftsführer Bern-

hard Ebner hatte erst vor we-

nigen Tagen davon gespro-

chen, dass der „kleinste ge-

meinsame Nenner“ gesucht

werde.
„Es ist selbstverständlich,

dass es keine persönlichen

Untergriffigkeiten gibt. Da-

zu braucht es kein Abkom-

men“, sagte Hafenecker, der

das Anliegen der Volkspartei

als „reine Show“ bezeichne-

te. „Wichtig ist jetzt, dass das

Bundesland wieder auf

Werkseinstellung zurückge-

setzt wird.“
Ähnlich auch die Kritik

der Neos. „Unser Wunsch

war der größte gemeinsame

Wurf, geworden ist es der

kleinste gemeinsame Nen-

ner. Denn weder bei den glä-

sernen Parteien noch bei

einer Senkung der Wahl-

kampfkosten ist die ÖVP be-

wegungsfähig. Die sehr spät

eingeplante zweite Verhand-

lungsrunde vor Weihnach-

ten macht außerdem klar,

dass man auf Zeit spielt und

sich von den Korruptionsvor-

würfen reinwaschen will“,

betonte Neos-Landesge-

schäftsführer Benjamin Hu-

bijar.
Die Volkspartei zeigt sich

jedenfalls enttäuscht. „Die

bisherigen Ausstiege aus den

Verhandlungen für ein Fair-

nessabkommen zeigen in

Wahrheit nur eines: Es droht

ein besonders schmutziger

und untergriffiger Wahl-

kampf. Das zeigen auch bis-

herige Plakate, Inserate und

Aussagen. Wir als Volkspar-

tei Niederösterreich sind der

festen Überzeugung, dass

dieser Umgang der Politik

insgesamt schadet“, sagte

ÖVP-Manager Ebner.
Ob die SPÖ der ÖVP

ebenfalls eine Absage ertei-

len wird, ist hingegen noch

offen. Sie hat für den kom-

menden Mittwoch in St. Pöl-

ten eine Pressekonferenz an-

gekündigt. Aber hier stehen

die Zeichen auf Absage.
JOHANNES WEICHHART

Niederösterreich
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Ermittler und die Feuerwehr lokalis
ierten die Ausbruchsstelle

Über 100.000 Euro wurden in die W
and investiert

Hafenecker und Murlasits von der F
PÖ kritisieren ÖVP scharf

Prozess um Tischlerei-Kartell

Dutzende Angeklagte vor Gericht, in

einigen Fällen gab es Geldbußen.

Mehr auf KURIER.at/st-poelten

In der Kloster-
kirche richteten
das Feuer und
der Ruß einen
Millionenscha-
den an
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von 
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Herbe Niederlage für BM Willi

N ächster Knalleffekt in

Innsbruck! Die Auflö-

sung des Personalamtes

bzw. Eingliedern in ei
ne

Stabsstelle im grünen Bü
r-

germeisterbüro, nur um

eineMitarbeiterin zu schü
t-

zen, ist so nicht machba
r.

Dies stellte die Aufsichtsb
e-

hörde nun fest. Diese w
ar

von „Für Innsbruck“ m
it

einer Prüfung beauftra
gt

worden. 33 von 40 stimm
-

ten im Gemeinderat dafü
r.

Nur BM Willis „Rest-Gr
ü-

ne“ waren dagegen. D
ie

Leiterin des Personalw
e-

sens war aufgrund des

Kontrollamtsberichtes a
b-

berufen worden. Weil W
il-

lis „Schutz-Manöver“ n
un

hinfällig ist, muss die Ste
lle

jetzt neu ausgeschrieben

werden. „Der Bürgerme
is-

ter garantiert ungestört
en

Betrieb im Personalwesen
“,

ließWilli verlauten. phil

Pensionisten wichtig für Jobmarkt

D ass Personen, welche

sich in Alterspension be-

finden und weiterarbei
ten

wiederum Pensionsbeiträge

bezahlen müssen, ist d
em

Tiroler Seniorenbund sch
on

lange ein Dorn im Auge.

„Ich kann die Forderung
en

von LR Astrid Mair nur

unterstützen, dass diese R
e-

gelung endlich abgesch
afft

wird. Gerade in Zeiten v
on

massiven Fachkräfteman
gel

in vielen Bereichen wäre d
ies

ein wichtiger Schritt in
die

richtige Richtung“, so L
an-

desobfrau Patrizia Zol
ler-

Frischauf. Der Tiroler
Se-

niorenbund fordert dies
be-

reits seit einigen Jahren u
nd

hat dazu schon mehrere G
e-

spräche geführt. „Ich den
ke,

dass dies gerade im Bere
ich

der Pflege und in der Ga
st-

ronomie für eine leichte E
nt-

spannung sorgen könnt
e“,

sagt die Landesobfrau. m
aga

„Schluss mit
Geheimnis“

ken, VVT, Hypo Tirol u
nd

andere. Kernfrage: Welc
he

Landesunternehmen hab
en

direkt oder indirekt an Pa
r-

teien oder nahestehende

Institutionen gespendet

bzw. wie viel Steuergeld
ist

geflossen? Der Prüfzeit-

raum reicht zurück bis 20
08

und deckt somit die gesam
-

te Ära von LH a. D. Gü
n-

ther Platter ab. „Es mu
ss

Schluss sein mit der G
e-

heimhaltungspolitik. Wo

Steuergeld drinsteckt, mu
ss

Transparenz und Kontro
lle

draufstehen“, erläutert L
is-

te-Fritz-Klubobmann Ma
r-

kus Sint. „Das ist kei
ne

Bösartigkeit unsererseits,

wir helfen ihnen (gemei
nt

ist die ÖVP, Anm.), saub
e-

rer zu werden, wenn s
ie

nicht schon sauber sind
“,

sagte FP-Obmann Mark
us

Abwerzger. Neos und Gr
ü-

ne wurden von Sint und A
b-

werzger nicht gefragt, ob s
ie

den Antrag unterstützen

werden. Philipp Neuner

W ie viel Sponsorgel-

der, Spenden und

Inserate schütten

landesnahe Unternehmen

eigentlich an politische

Parteien aus? Niemand

weiß es. Und die, die es w
is-

senmüssten, sagenmit Ve
r-

weis auf Rechtslage u
nd

„operatives Geschäft“

nichts. Im Klartext: „Ge
ht

niemanden etwas an.“ D
ie

Liste Fritz wollte sich d
as

nicht gefallen lassen u
nd

stellte in der abgelaufen
en

Periode eine Landtagsa
n-

frage dazu. Die damali
ge

Landesregierung stellte

sich stumm und taub. B
e-

gründung: Siehe links. S
eit

der jüngsten Landtagswa
hl

sind aber FPÖ und Lis
te

Fritz gemeinsam stark g
e-

nug, um eine Sonderprü-

fung durch den Lande
s-

rechnungshof beantragen

zu können. Genau das wi
rd

im kommenden Dezembe
r-

Landtag (14. bis 16. D
e-

zember) geschehen. G
e-

prüft werden 20 Unterne
h-

men mit mehr als 50% La
n-

desbeteiligung mit jähr
li-

chem Gesamtumsatz von

2,4 Milliarden Euro. M
it

dabei Tiwag, Tirol Klin
i-

Zum
Gotterbarmen
bescheuert . . .
. . . idiotisch, vertrottelt

oder kaputt in der Marille

darf man Kai Jan Krainer

natürlich nicht nennen.

Schließlich sitzt der Mann –

Gott sei’s geklagt – als Ab-

geordneter der SPÖ im Ho-

hen Haus.
Wie aber darf man je-

manden nennen, der sich so

bescheuert, idiotisch und

vertrottelt zu Wort meldet,

dass man das mit der „ka-

putten Marille“ glauben

muss. Der sich den schöns-

ten Gruß auf dieser Welt,

das zutiefst österreichische

„GrüßGott“, verbittet.
Ein sogenannter „Guten

Tag“-Sager, staubtrocken

und unsympathisch.
Sie meinen, ich möge mir

doch ein anderes Beispiel

für komplette Vertrotte-

lung einfallen lassen. Denn

so bescheuert, idiotisch

und hin in der Marille kann

niemand sein.
Schön wär’s. Aber leider

Gottes . . .
. . . hat sich Kai Jan Krai-

ner „Grüß Gott“ verbeten.

Ganz und gar von Gott ver-

lassen.Weiß Gott.
Aber deswegen ist er we-

der vertrottelt noch be-

scheuert noch ein Idiot mit

kaputter Marille – Gott be-

wahre.
Sondern schlicht und

einfach von Gott verlassen,

jemand, der nicht weiß, wo

Gott wohnt.
Ein armes Schwein, wenn

er auch ausdrücklich kein

Schwein ist.
Und nun ein herzliches

„Gott befohlen“ und „Grüß

Gott“ an alle, die es an-

geht. Und das sind nach

einer „Krone“-Umfrage 80

Prozent.
Gott sei
Dank.

Aufsichtsbehörde stellt klar:
Personalamt auflösen geht n

icht!

Nach der Abberufung muss L
eitung neu ausgeschrieben w

erden.

Patrizia Zoller-Frischauf ford
ert, dass Pensionsbeiträge fü

r

Senioren, die weiterhin arbei
ten wollen, gestrichen werde

n

Wie viel zahlen Landesunterneh
men an

Parteien? Prüfantragvon FP&
Liste Fritz.

michael.jeannee@kronenzeitung.at

Wir arbeiten mit all unser
er

Kraft daran, Österreich
mit

erneuerbarem Strom aus

Wasser, Wind und Sonne in

eine sichere Energiezuk
unft

zu führen.

Doch die Energiewende

gelingt uns nur gemein
sam.

Und jeder Beitrag, ob g
roß

oder klein, bringt uns d
er

Energiewende näher. D
enn

gemeinsam sind wir die

Kraft der Wende.

Die Energiewende ist

ein riesiges Projekt.

Doch sie ist auch
ein kleiner Klick.

ANZEIGE
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Tirols Seniorenbund-Obfrau

Patrizia Zoller-Frischauf

FP-Chef Markus
Abwerzger und
Klubobmann
Markus Sint
(re.) setzen eine
Sonderprüfung
landesnaher
Unternehmen
durch. Es geht
um vermutete
Geldflüsse an
Parteien und
Institutionen.
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Die ÖVP wollte keine Senkung 
des Wahlkampfkostenlimits von 
sechs Millionen Euro – und das 
in Zeiten der Teuerungswelle, 

zitiert die Zeitung FPÖ-Natio-
nalrat Christian Hafenecker. Er 
bezeichnete das Anliegen der 
Volkspartei als „reine Show“.

„Schluss mit Geheimnissen“ 
fordern FPÖ und Liste Fritz in 
Tirol. So berichtet die „Kronen 
Zeitung“ über eine von den bei-
den initiierte Sonderprüfung des 

sei und „Krankenhäuser blockiert“ 
habe. Damit habe sie das Recht, 
gegen die „Klima-Kleber“ härtere 
Strafen zu fordern, verwirkt.

Zur Erinnerung: Es gab eine 
Demo vor einem Krankenhaus, 
die über die sozialen Medien als 
„Blockade und Bedrohung der 
Ärzte“ hochstilisert worden ist. 

FPÖ IN DEN MEDIEN

GISBÄRS TV-NOTIZ

Musks Ankündigung von ech-
ter Meinungsfreiheit lässt 

die linke „Twitteria“ und Werbe-
agenturen vor „Polarisierung“ in 
der Gesellschaft zittern.

Rund drei Millionen Euro wer-
den von österreichischen Unter-
nehmen für Werbung auf „Twitter“ 
ausgegeben. Der Online-Vermark-
terkreis (ÖVK) befürchtet jetzt 
„weitreichende negative Auswir-
kungen für Werbetreibende durch 
erratische Entscheidungen des neu-
en Twitter-Eigentümers“.

Schock bei linker „Twitteria“
Bisher hat die Massenkündigung 

dem Kurznachrichtendienst nicht 
geschadet. Denn die Techniker, die 
den Betrieb am Laufen halten, sind 
geblieben, nur die Gender- und Di-
versitätswächter sowie die linken 
Zensoren sind vor der Ankündi-

gung, künftig Arbeitsprotokolle 
abgeben und gegebenenfalls auch 
unbezahlte Überstunden leisten zu 
müssen, geflüchetet.

Woraus der OVK „massive Um-
satzeinbrüche und eine ungewisse 
Zukunft“ für „Twitter“ ableitet, be-
ruht zumeist auf dem hysterischen 
Abwanderungs-Geschrei linker und 
grüner Politiker, denen bisher kei-
ne Umsetzung gefolgt ist. Dennoch 
warnt der OVK, dass die Unterneh-

Werbeagenturen in Angst vor zu 
viel Meinungsfreiheit auf Twitter
Elon Musks Ankündigungen irritieren Österreichs Online-Vermarkter

men, die Twitter die Treue halten, 
durch die „Shitstorms“ der irritier-
ten Links-Twitteria Imageschäden 
erleiden könnten: „Marken und 
Firmen haben eine medienpoliti-
sche Verantwortung, die von ihren 
Konsument:innen verstärkt wahr-
genommen wird. Wer sich für ein 
hasserfülltes, negatives und unsi-
cheres Umfeld entscheidet, verliert 
zwangsläufig Käufer:innen, welche 
diese Marken boykottieren.“ 

Schadet „Meinungsfreiheit“ auf „Twitter“ dem Image der Werber?
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Ein komödiantischer Weltuntergang ohne Hintergründiges
Uraufführung einer „Apokalypse Miau“ am Wiener Volkstheater
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Zuerst wird man beim vorzeiti-
gen Eintritt in den Zuschauerraum 
niedergedröhnt. Eine praktikable 
Methode, um das Publikum gleich 
einmal kleinzukriegen. 

Ach, denkt man nostalgisch, was 
und wen hab‘ ich hier schon alles 
gesehen. Den die Erde vernichten-
den Kometen des Lumpazivaga-
bundus zum Beispiel. Und die Lot-
te Ledl hat „So leb‘ denn wohl, du 
stilles Haus“ gesungen.

Dafür aber ist hier keine Zeit. 
Und es gibt keinen Pardon. Der 
Vorhang, auf den eine große Winke- 
katze projiziert war, geht auf. Sie 
wird noch eine Rolle spielen. Die 
Katastrophe nimmt ihren Lauf.

Der Reihe nach treten sie auf. 
Und es dauert gar nicht lange, 
da fällt einem der Qualtinger- 
Sklenka-Sketch ein, in dem zwei in 
Komotau, Bielitz und Bunzlau her-
abgekommene Mimen mit der Frage 
„Wie legst du ihn an?“ den dritten 
Zwerg in einem „Funk“ besprechen. 
Und man fragt sich auch, warum 
man als Eintritts-Getöse nicht den 
alten Katja-Ebstein-Schlager „The-
ater, Theater“ aufgelegt hat.

Zuerst aber erscheint eine Mo-
deratorin. Gleich vorweg: Sie ist 
umwerfend. Sprache, Gesten, Kör-
perhaltung, leichter Akzent – da ist 
alles vorhanden, was man von ei-
ner „The winner is“-Ankündigerin 
des Oscar erwartet und bekommt. 
Evi Kehrstephan dürfte sie monate-
lang studiert haben.

Dann aber erscheinen sie der 
Reihe nach. Der Regisseur im be-
wusst schlampigen grauen Second- 
Hand-Anzug, die Regisseurin, auch 
nicht die Jüngste, zwei Schauspie-
ler gegenteiliger Polit-Meinung, 
eine mäßig begabte Schauspiele-
rin, ein aufreibender Choreograph, 
ein eher seltsamer Autor, der – wie 
schön – gegen das Gendern ist.

Alle vor den Vorhang
Was der Regisseur – wie ist 

doch sein Name? Ach ja! Kay Vo-
ges. Kennen Sie ihn? – nicht rui-
nieren konnte, ist die erstklassige 
Schauspielkunst der Genannten. 
Das sind Andreas Beck, Anke Zil-
lich, Elias Eilinghoff, Mario Fuchs, 
Uwe Rohbeck, Christoph Schüch-
ner und Bettina Lieder.

Vorher schon sind es neben der 
Moderatorin die zwei kleinen „Go-
go-Girls“ Irem Gökcen und Mag-

dalena Simmel, die später auch zu 
Teletubbies mutieren.

Und da ist halt, den halben 
Abend beherrschend, der Smalltalk 
der Künstler-Darsteller.

Aufreibend und oft recht pri-
mitiv geraten sie hier im Aufent-
haltsraum vor der Verleihung des 
Destroy-Preises einander in die 
Haare, der primitive Linke, der ei-
nen „Destroy“, dem armen Nestroy 
folgend auf der ersten Silbe beton-
ten in den Händen haltende Rechts-
radikale, die Besserwisserin, der 
Alles-in Frage-Stellende, die über 
allem stehende Hollywood-Diva, 
der erfolgreiche Autor. Es geht, so 
heißt’s im Text, um Fragen der Per-
spektive.

Ins Schwarze Loch
Ein in einem österreichischen 

Dialekt Sprechender ist ebenfalls 
dabei. Übrigens kommt auch Sankt 
Pölten ins Spiel, zu Unrecht mitlei-
dig belächelt, denn die haben dort 
keinen Voges und auch keinen Au-
tor namens Kristof Magnusson.

Und Herr Voges hat’s im Prinzip 
auf der sehr norddeutschen Über-
setzung belassen, wo sich statt ei-
nes Plastiksackerls beharrlich die 
Kunststoff-Tüte behauptet.

Aber man fragt sich, warum man 
sich das anhören und anschauen 
muss? Im Havelka gibt’s das gra-
tis. Ja, die Sache spielt sich in Wien 
ab, aus einem überdimensionalen 
Fenster sieht man auf die Stadt.

Die geht dann nach der Pause 
erbarmungslos unter, man hat es ja 
erwartet. Unter ohrenbetäubendem, 
das ganze Theater erschütterndem 

Gedonner birst die ganze Einrich-
tung, ein Aschenregen überzieht 
die Gegend. Ein paar Akteure 
gibt’s nicht mehr. Sie liegen schon 
tot herum. Die Stadt ist kaputt.

Doch nein. Da ist noch das 
Volkstheater. Es spielt drei scho-

nungslose Stunden lang. Wenn 
man an Gott glaubt, heißt das nicht 
zwangsläufig, dass man fromm ist.

Wenn das Publikum nach dieser 
„Komödie“ heftig applaudiert, gilt 
es nicht unbedingt dem Stück.

                             Herbert Pirker

Bei der großen Spendengala 
anlässlich „50 Jahre Licht ins 
Dunkel“ am 18. November über-
reichte Erwin van Lambaart, 
Generaldirektor der Österreichi-
schen Lotterien, einen Spenden-
scheck in Höhe von 50.000 Euro.

Das Unterstützungsprogramm 
der Österreichischen Lotterien 
ist vielfältig. Projekte, bei denen 
Integration und Inklusion eine 
zentrale Bedeutung haben und 
damit der Mensch im Mittelpunkt 
steht, hatten dabei schon immer 
einen besonderen Stellenwert.

Mit der Aktion „Licht ins Dunkel“ kommt die finanzielle Hilfe dort an, wo sie wirklich gebraucht wird. „Es ist 
wunderschön, diese Stimmung hier mitzuerleben. Man merkt: Es geht nicht um einen Rekord. Nicht darum, das 
vergangene Jahr zu toppen oder zum Jubiläum eine Bestleistung zu erzielen. Hier zählt wirklich jeder einzelne 
Euro, und an jedem einzelnen Euro ist wiederum das Besondere, dass er von Herzen kommt.“, Erwin van Lam-
baart über seinen Einsatz am Spendentelefon.

Anzeige

Glück ist, wenn alle etwas davon haben
Das soziale Engagement, zu dem auch die Unterstützung

für „Licht ins Dunkel“ zählt, erfolgt gerne und aus Überzeugung

Alle Spielteilnehmer:innen, die jetzt einen Lucky 
Day Tipp abgeben, haben verstärkte Aussichten 
auf einen Glückstag. Denn unter sämtlichen von 
5. bis 18. Dezember 2022 mitspielenden Lucky 
Day Losnummern werden 24 Glückspilze ermit-
telt, die jeweils 4.000 Euro gewinnen.
Die Ziehung der Losnummern findet am Sonntag, 
dem 18. Dezember im Anschluss an die Lucky 
Day Ziehung statt. Die Quittungsnummern wer-
den unter anderem in den Annahmestellen, über 
win2day und im ORF-Teletext bekanntgegeben.
Bei Lucky Day hat man mit dem persönlichen 
Glücksdatum täglich die Chance auf bis zu 
250.000 Euro. Dafür werden Tag, Monat und Jahr 
auf den Wettschein übertragen, per Zufallsgene-
rator wird noch eines von 16 Glückssymbolen 
hinzugefügt.

24 x 4.000 Euro extra bei Lucky Day
Die zusätzliche Gewinnchance im Dezember
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DIE HARTEN ASYL-FAKTEN:

FPOE.AT/ASYLSTOPP-JETZT

HERBERT KICKL
FPÖ-Klubobmann und
Bundesparteiobmann

HANNES AMESBAUER
FPÖ-Sicherheitssprecher

DIE FORDERUNGEN DER FPÖ:

Seit Schwarz-Grün regiert, sind Österreichs Grenzen wieder offen wie Scheunentore. Die Regierung 
kapituliert vor den illegalen Einwanderern und ihren Schleppern. Anstatt endlich die Grenzen zu sichern, 
lässt der ÖVP-Innenminister Zelte aufbauen. Und Karner verweigert den Bürgern auch eine transparente 
und tagesaktuelle Information darüber, wie schlimm die Lage schon ist.

Österreich ist nach Zypern das am stärksten vom Asylantenstrom betroffene EU-Land.
Pro Kopf werden dreimal so viele Asylanträge gestellt wie in Deutschland und sogar
viermal so viele wie im EU-Durchschnitt.
 
Die illegalen Einwanderer sind fast nur Männer – 94 Prozent der erwachsenen Asylantragsteller
sind männlich. Sie kommen vorwiegend aus Afghanistan, Syrien, Indien, Tunesien oder Pakistan. 
 
Mit über 90.000 Personen, die in der Grundversorgung auf unsere Kosten leben, ist der bisherige 
Rekordwert aus 2017 bereits übertroffen.

  Asylstopp jetzt! Aussetzen aller Asylanträge 
auf österreichischem Boden – 
Österreich hat genug geleistet
  Ermöglichen von „Pushbacks“ – Österreich ist 
von sicheren Staaten umgeben
  Einführung eines Strafdelikts „Asylbetrug“ 
und sofortige Abschiebung von Asylbetrügern
  Sofortiger Abbruch des Asylverfahrens und 
Abschiebung von straffälligen Asylwerbern

  Wiedereinführung von Ausreisezentren
  Schließung von Asylunterkünften 
in kleinen Gemeinden

  Keine Staatsbürgerschaft für Asylanten
  Staatszielbestimmung: „Österreich ist kein 
Einwanderungsland“

  Echter Grenzschutz mit Zäunen 
statt Willkommenskultur 

 Ablehnung des EU-Asyl- und Migrationspaktes

Ende November endete der neunte Jahr-
gang der Jungen Akademie in Wien. Im 
Beisein von FBI-Vizepräsidenten NAbg. 
Mag. Harald Stefan und FBI-Geschäfts-
führer Dr. Klaus Nittmann hielten die Ab-
solventen ihre Abschlussreden. Sowohl 
Harald Stefan als auch Klaus Nittmann 
sowie Lehrgangsleiter Dietmar Heuritsch 
zeigten sich  beeindruckt und erfreut über 
die hervorragenden Abschlusspräsentatio-
nen und den festen Zusammenhalt in der 
Gruppe. Sie betonten die Wichtigkeit einer 
hochwertigen Ausbildung, aber auch der 
menschlichen und persönlichen Qualität 
von jungen Funktionären.
Die Junge Akademie ist ein bundesweites 
Ausbildungsprogramm des Freiheitlichen 
Bildungsinstituts (FBI) und richtet sich an 
junge Funktionäre und Mandatare. Der ein-

jährige Lehrgang trägt den Titel „Politik 
und Politikmanagement“ und wird berufs-
begleitend in sechs Modulen abgehalten.

Das Programm umfasst vor allem die The-
men politische Kommunikation, Rhetorik, 
Wissen um Demokratie und Staat, Um-
gang mit Medien, Wahlkampforganisation 

und Ortsgruppenmanagement. Neben der 
fachlichen Ausbildung wird auch beson-
deres Augenmerk auf die persönliche 
Entwicklung der Teilnehmer gelegt. Lehr-
gangsleiter Dietmar Heuritsch: „Nicht Ein-
zelkämpfer sind gefragt, sondern Team-
spieler mit Herz für die Menschen und 
Einsatzbereitschaft für unser Land“.

Partei Parlament Publikationen Seminare Veranstaltungen Schulungen

Großartige Präsentationen, tolle Stimmung und Zertifikatsübergabe.

Politische Bildung aktuell

FBI: Im Auftrag der staatsbürgerlichen Bildungsarbeit. fbi-politikschule.at

Erfolgreicher Abschluss der Jungen Akademie, Jahrgang 2022
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Das Freiheitliche Bildungsinstitut gratuliert allen Teilnehmern zum erfolgreichen Abschluss!


